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A 

 
BESCHLUSSANTRAG 

 
1. Die Landessynode nimmt den Bericht der Arbeitsgruppe Leichtes Gepäck 
an die Kirchenleitung zur Kenntnis. 
 
2. Die Kirchenleitung wird beauftragt, die Teilprojekte A 1 bis 7 und B 1 bis 3 
zu berufen und mit den im Bericht benannten Prüfaufträgen zu beauftragen. 
 
3. Die in der Präambel des Berichtes genannten Leitlinien sollen ein wesent-
licher Maßstab für angestrebte Verwaltungsvereinfachungen und insbeson-
dere die Arbeit der Teilprojekte sein. 
 
4. Der Landessynode wird über die Ergebnisse der Teilprojekte berichtet. 
 
 
 

B 
 

BEGRÜNDUNG 
 
Die Kirchenleitung hat die Arbeitsgruppe Leichtes Gepäck Anfang 2016 be-
rufen und ihr den im Bericht näher beschriebenen Auftrag erteilt. Die Ar-
beitsgruppe hat der Kirchenleitung den Bericht im Herbst 2017  vorgelegt 
und ihr die Weiterarbeit in sogenannten Teilprojekten empfohlen. Die Kir-
chenleitung hat sich den Bericht der Arbeitsgruppe Leichtes Gepäck zu Ei-
gen gemacht und legt ihn der Landessynode als Anlage zu dieser Vorlage 
zur Kenntnisnahme vor.  
Die Kirchenleitung befürwortet sowohl die inhaltlichen Leitlinien als auch die 
vorgeschlagenen Teilprojekte. Sie hält eine Weiterarbeit an den herausge-
arbeiteten Fragestellungen unter Heranziehung der Leitlinien für sinnvoll. 
Der breit angelegte Kommunikationsprozess der AG Leichtes Gepäck soll 
durch eine Verständigung der Landessynode auf die wesentlichen Eckpunk-
te der Weiterarbeit fortgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Vorschlag der Kirchenleitung: 
 
Überweisung an den Innerkirchlichen Ausschuss (IV). 
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Bericht der AG Leichtes Gepäck an die Kirchenleitung  
 
„Die EKiR ist eine Kirche, die sehr gut organisiert und professionell-
spezialisiert arbeitet, auch jenseits der Grenzen der klassischen Gemeinde. 
Es gibt viele etablierte Strukturen, die einmal sehr hilfreich waren, heute 
aber nicht mehr mit den Herausforderungen mithalten.“ 
(Bericht der Ökumenischen Visite in der Ev. Kirche im Rheinland, 2015, S. 6) 
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1.  
Auftrag 
 
Die Kirchenleitung hat die AG Leichtes Gepäck berufen und ihr den Auftrag 
erteilt,  

- Vorschläge für Maßnahmen zur Verwaltungsvereinfachung vorzulegen, 
- Vorschläge zur Vereinfachung von Genehmigungsverfahren und zur Ver-

änderung in der Aufsichtsführung zu erarbeiten. 
 
Dabei sollen die unterschiedlichen Voraussetzungen in den Kirchenkreisen 
der EKiR berücksichtigt werden. 
 
Vorschläge zur Vereinfachung sollen in Modellkirchenkreisen erprobt wer-
den. 
 
Hieraus ergibt sich auch die Rolle der AG Leichtes Gepäck:  
- Sie arbeitet im Auftrag der Kirchenleitung.  
- Sie unterbreitet der Kirchenleitung Vorschläge.  
- Die Umsetzung der Vorschläge liegt bei der Kirchenleitung.  
- Synodale Entscheidungen werden durch die Kirchenleitung auf den Weg 

gebracht. 
 
 
Der Arbeitsgruppe gehören folgende Personen an: 

Superintendentin Ilka Federschmidt, Wuppertal 
Ferdinand Isigkeit, Vorsitzender 
Tatjana Laubach, Landeskirchenamt 
Gerhard Plenter, Ev.- reformierte Kirche 
Kristin Steppan, Landeskrichenamt 
Superintendent Hans-Joachim Wefers, Kleve 
Vizepräsident Dr. Johann Weusmann 
Superintendent Christian Weyer, Saar-West 
Superintendent Markus Zimmermann, Köln-Nord 
Geschäftsführung:  
Andrea Tylus, Landeskirchenamt,  
 
Die AG leichtes Gepäck arbeitet seit April 2016 in monatlichen Sitzungen, ist 
im Gespräch mit allen 38 Kirchenkreisen der EKiR, sowie mit der Kirchenlei-
tung, dem Kollegium, den Dezernaten, der Konferenz der Verwaltungslei-
tenden und den Kirchmeisterinnen und Kirchmeistern auf deren Tagungen. 
Ferner ist sie an der Arbeitsgruppe beteiligt, die sich unter der Leitung des 
Finanzdezernenten mit einer Revision der KFVO befasst. 
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2.  
Ausgangspunkt 
 
Die Evangelische Kirche im Rheinland ist eine Kirche mit vielfältigen geistli-
chen Ausprägungen, Traditionen und konkreten Gemeindesituationen. 
Gemeinden mit 166 Gemeindegliedern und zwei historischen Dorfkirchen, 
Gemeinden mit 20.000 Gemeindegliedern und drei Kirchenzentren auf engs-
tem Raum. Diaspora und starke protestantische Prägungen in dörflichen und 
städtischen Strukturen. Arm und Reich. Die Evangelische Kirche im Rhein-
land in NRW, Hessen, Saarland und Rheinland-Pfalz. Eine Kirche, die nahe 
bei den Menschen ist, auch weil ihr ihre Ordnung lieb und teuer ist, presbyte-
rial-synodal. 
Eine Kirche, die kleiner an Zahl wird, aber mit einer wichtigen Botschaft be-
traut bleibt, die ihre Gemeinschaft auf drei Ebenen lebt, als eine Kirche der 
Unterschiede und der unterschiedlichen Geschwindigkeiten.  
 
Ausgangspunkt der Überlegungen in der AG Leichtes Gepäck war die theo-
logische Erkenntnis, dass organisatorische Strukturen und Verordnungen 
der Kirche immer wieder daran zu messen sind, ob sie noch 
- dem biblischen Auftrag gerecht werden, 
- die geistliche Vielfalt stärken, erforderliche Gestaltungsräume ermöglichen 

und die unterschiedlichen Situation der Gemeinden berücksichti gen, 
- angemessen sind, wenn die Zahl der Mitglieder zurückgeht und damit 

auch die Finanzkraft schrumpfen wird. 
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3.  
Präambel 
Anlage 1: Tabelle mit Anregungen und Kritikpunkten  der Superintendenten-
konferenz 
 
Die AG Leichtes Gepäck hat den Vorschlägen, die sie der Kirchenleitung 
unterbreitet, folgende Präambel vorangestellt: 
 
Theologischer Leitsatz 

Die Gemeinde hat zu bezeugen, dass sie allein Jesu Christi Eigentum ist. 
Dazu gehört, dass sie auf die Balance von Botschaft und Ordnung achtet. 
(Barmen III) 
Die Ordnung dient ausschließlich der Verkündigung und schafft den erfor-
derlichen Rahmen für die Botschaft von der freien Gnade Gottes. 
Deshalb soll das Gepäck an Vorschriften und Strukturen so reduziert und 
konzentriert werden, dass Verkündigung und Ordnung – zumal in einer klei-
ner werdenden Kirche – in einem angemessenen Verhältnis zueinander ste-
hen.  
 
10 Leitlinien 

1. Von Aufsicht zu Beratung 
Die geltenden Genehmigungsverfahren werden teilweise nicht mehr als an-
gemessen angesehen. 
Als Leitlinien für eine vereinfachte kirchliche Aufsicht sollen gelten: 
- Das Prinzip „von Anfang an Haken dran“: Die Verwaltung erstellt im Rah-

men der geltenden Ordnung für das Leitungsorgan einen Beschlussvor-
schlag. Sofern das Leitungsorgan diesen wortgleich beschließt, erübrigt 
sich eine Beteiligung der Aufsicht. 

- Mehr Beratung und weniger aufsichtliche Genehmigungsverfahren durch 
die aufsichtführende Ebene. 

- Ausnahmen von diesem Verfahren gelten für die Genehmigungsverfah-
ren, die dem Schutz vor erheblichen rechtlichen und finanziellen Risiken 
dienen. 

 
2. Ermöglichen statt einschränken 
Die Ordnung unserer Kirche soll Handlungsräume eröffnen. Gemeinden er-
leben, dass Gesetze und Vorschriften in ihrer Vielzahl und Regelungsdichte 
ihre Handlungsräume stark einschränken und flexible Lösungsansätze vor 
Ort in allen Bereichen kirchlicher Arbeit oft verhindern. Die AG Leichtes Ge-
päck schlägt deshalb vor, 
- die Anzahl von Gesetzen und Verordnungen erheblich zu reduzieren. 
- Gesetze und Verordnungen durch klare Rahmensetzungen bzw. Leitlinien 

zu ersetzen, die einen Korridor für angemessene, flexible Lösungen vor 
Ort eröffnen. Dies trägt auch der Unterschiedlichkeit zwischen den Kir-
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chenkreisen und Gemeinden in der Evangelischen Kirche im Rheinland 
Rechnung. 

 
3. Unterstützen und Beraten 
Bisher entwickeln Kirchenkreise je eigene Formen bei der Umsetzung von 
Projekten, bei Gesetzesänderungen und bei der Anwendung staatlichen 
Rechts. 
Empfohlen wird, dass gleichzeitig mit der Mitteilung von landessynodalen 
Beschlüssen und von anderen Änderungen oder Neuerungen,  
- der für alle verbindliche Rahmen klar benannt wird,  
- Vorschläge zur praktischen Umsetzung unterbreitet werden, 
- eine situationsangemessene Beratung durch das LKA angeboten wird. 
 
4. Beschlussfolgenabschätzung 
Häufig kann die Landessynode im Vorfeld den Aufwand nicht ermessen, der 
sich aus der Umsetzung eines Beschlusses ergibt. Daher schlägt die AG 
Leichtes Gepäck vor, 
- Beschlussvorschläge in einem geordneten und effektiven Verfahren einer 

jeweils angemessenen Folgenabschätzung zu unterziehen und das Er-
gebnis der Synode vorzulegen, 

- Entscheidungsalternativen zu benennen, 
- Gesetzesvorlagen, die auf Problemlagen zugeschnitten sind, die nur ver-

einzelt in Gemeinden oder Kirchenkreisen auftreten, zu vermeiden, 
- Gesetzesvorlagen auf ein Minimum zu beschränken. 
 
5. Mentalitätswandel: Mehr Vertrauen  
Das Verhältnis zwischen den drei Ebenen der EKiR ist oft durch gegenseiti-
ges Misstrauen und mangelnde Akzeptanz gegenüber der jeweiligen auf-
sichtführenden  Ebene geprägt. 
Deshalb gilt es gegenseitiges Vertrauen zu stärken und das Empfinden, eine 
Kirche auf drei Ebenen zu sein, zu fördern. Dies erfordert 
- für alle verbindliche Rahmenvorgaben statt kleinteiliger Regelungen,  
- guten Beratungsservice,  
- Sicherstellung einer zeitnahen Bearbeitung und Erreichbarkeit,  
- klar geregelte Zuständigkeiten und verlässliche Vertretungsregelungen. 
 
6. Risiken bewerten und in Kauf nehmen 
Vorschriften bis hin zu Gesetzen, deren Umsetzung einen hohen Aufwand 
verursachen und deren Nichteinhaltung ein geringes Risiko in sich bergen, 
werden gestrichen. 
 
7. Gestaltungsräume für Gemeinden öffnen 
Viele Gemeinden nehmen wahr, dass Umlagen für den kirchlichen Over-
head, für kirchliche Verwaltung und das Finanzwesen in ihrer Höhe steigen 
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oder gleich bleiben. Gleichzeitig sinken die finanziellen Möglichkeiten kirchli-
ches Leben vor Ort und auch regional zu gestalten.  
Es wird empfohlen, das kirchliche Finanz- und Umlagewesen, den Verwal-
tungsaufwand und den übersynodale Finanzausgleich einer kleiner werden-
den Kirche anzupassen, damit die Arbeit vor Ort und der dienende Charak-
ter der Evangelischen Kirche im Rheinland gestärkt wird. 
 
8. Kirchenordnung soll Grundsätze regeln 
Die Kirchenordnung enthält viele Detail- und Verfahrensregelungen, die dem 
Charakter einer Grundordnung, die das Wesen der Evangelischen Kirche im 
Rheinland regelt, widersprechen.  
Deshalb schlägt die AG Leichtes Gepäck vor, die Kirchenordnung auf we-
sentliche Grundsätze zu reduzieren. 
 
9. Keine Doppelung staatlicher Vorschriften 
Es sollen möglichst keine eigenen Vorschriften erlassen werden, wenn staat-
liches Recht nicht im Widerspruch zu kirchlichen Vorgaben steht. 
 
10. Begonnene Prozesse in Ruhe zu Ende bringen 
Die große Anzahl an kurz aufeinanderfolgenden Projekten und Prozessen 
wie z. B. die Einführung von NKF, die Verwaltungsstrukturreform, die Pfarr-
stellenplanung, das Personalplanungsgesetz sowie erheblich gestiegene 
Anforderungen bei der Anwendung staatlichen Rechts wie z. B. Daten-
schutz, IT-Sicherheit, Steuerrecht, Gesundheitsschutz etc. führen auf allen 
drei Ebenen der EKiR zu erheblichen Belastungen der Gremien und Verwal-
tungen, die die Gefahr eines „System-Burnouts“ und eines Akzeptanzprob-
lems gegenüber der aufsichtführenden Ebene, auch gegenüber der Landes-
synode, in sich bergen. Die Umsetzung der Projekte ist noch nicht umfas-
send abgeschlossen. Ausführungsbestimmungen für Rechtsänderungen lie-
gen zum Teil noch nicht vor oder werden individuell vor Ort erarbeitet.  
Deshalb schlägt die AG Leichtes Gepäck vor,  
- auf allen drei Ebenen der Evangelischen Kirche im Rheinland in eine 

Phase einzutreten, in der keine neuen Projekte begonnen werden,  
- keine Änderungen kirchlichen Rechts synodal auf den Weg zu bringen, 

die nicht zugleich zu einer Reduzierung von Aufwand oder zur Beschleu-
nigung von Verfahren führen. 

 
Die Kirchenleitung hat sich bei der Formulierung von Zielperspektiven für ihr 
Leitungshandeln an den Leitlinien der Präambel der AG Leichtes Gepäck 
orientiert. 
 
Die Superintendentenkonferenz hat sich kritisch mit der Präambel auseinan-
dergesetzt. Die wesentlichen Punkte sind der Präambel als Anhang beige-
fügt. Teilweise wurden Vorschläge in den Text der Präambel eingearbeitet. 
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4.  
Arbeitsweise: Hören, was die Basis sagt 
 
Die AG Leichtes Gepäck hat neben den grundsätzlichen Anstößen, wie sie 
in der Präambel niederlegt sind, bereits an einigen Stellen Konkretionen ba-
sierend auf den Grundsätzen der Präambel vorgenommen und unterbreitet 
strukturelle und inhaltliche Vorschläge für die Weiterarbeit u.a. in Form von 
Teilprojekten. Von entscheidender Bedeutung für die Arbeit der AG Leichtes 
Gepäck ist ein breit angelegter Kommunikationsprozess vor allem mit den 
Kirchenkreisen, um so ein möglichst umfängliches Wissen über die „Lage 
vor Ort“ zu erlangen und Anregungen der Basis für eine Kirche mit leichtem 
Gepäck einzuholen: 
Zuhören, was die Basis bewegt. Zuhören woran es vor Ort fehlt und wo das 
Gepäck an Verordnungen, Gesetzen und Verfahren zu schwer wiegt und die 
Arbeit in den Gremien der Gemeinden und der Kirchenkreise erschwert.   
 
4.1  
Erste Veränderungsvorschläge aus den Kirchenkreisen  
Anlage 2: Tabelle der Veränderungsvorschläge und deren Umsetzung 
 
Die AG Leichtes Gepäck hat bereits im Sommer 2016, kurz nach Aufnahme 
ihrer Arbeit, drei Fragen an die Kirchenkreise gerichtet: 
 
1. Welche Aufgaben und damit konkret verbundenen Tätigkeiten verursa-

chen in ihrer Verwaltung den größten Aufwand? Welchen Nutzen bringen 
diese Tätigkeiten für den Kirchenkreis und ggf. seine Kirchengemeinden? 

2. Welche Änderung von Regelungen, Verwaltungsabläufen oder Genehmi-
gungsverfahren ließe sich einfach umsetzen und würde einen großen Ent-
lastungseffekt mit sich bringen?  Welche Vorschriften könnten ihres Er-
achtens ohne größere Risiken entfallen? 

3. Was würden Sie gerne mal ganz anders machen? 
 
Es wurden ca. 150 Antworten eingetragen. 
Diese wurden in Themenblöcke sortiert. Die zuständigen Dezernate haben 
ihre Stellungnahmen abgegeben. Es wurden Priorisierungen und Schwer-
punktbildungen vorgenommen und alle Antworten in Kategorien eingeteilt.  
Ziel der AG war, dass alle Rückmeldungen bewertet werden und etwa 50 % 
der Rückmeldungen zu kurz- oder mittelfristigen Gesetzes- oder Verfah-
rensänderungen führen oder entsprechend weiter bearbeitet werden. 
Das Ziel wurde u.a. auch durch nachgehende Gespräche mit den Kirchen-
kreisen und den Dezernaten erreicht.  
Der Kirchenleitung wird mit diesem Bericht eine Tabelle vorgelegt, aus der 
hervorgeht,  
- welche der Rückmeldungen der Synode 2018 bereits als Gesetzesände-

rungen zur Beschlussfassung vorgelegt werden,  
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- welche Rückmeldungen zur Vereinfachung von Verfahren umgesetzt oder 
weiterbearbeitet werden sowie 

- in den durch die AG Leichtes Gepäck vorgeschlagenen Teilprojekten oder 
in bereits bestehenden Arbeitsgruppen weiterverfolgt werden. 

 
Die AG Leichtes Gepäck empfiehlt der Kirchenleitung, dass diese Tabelle 
der LS 2018 zur Kenntnisnahme und falls erforderlich in Teilen zur Be-
schlussfassung vorgelegt wird. 
 
4.2 
Besuche in allen 38 Kirchenkreisen 
Konferenz der Verwaltungsleitenden 
Konferenz der Kirchmeisterinnen und Kirchmeister 
Anlage 3: Themenkatalog der Besuche in den Kirchenkreisen 
Anlage 4: Anregungen der Konferenz der Verwaltungsleitenden 
Anlage 5: Anregungen aus der Tagung der Kirchmeisterinnen und Kirch-
meister 
 
Die Besuche in allen 38 Kirchenkreisen der Evangelischen Kirche im Rhein-
land wurden im Februar 2017 begonnen und sind mit dem 30.August 2017 
abgeschlossen worden. Den Gesprächen vor Ort lag ein Themenkatalog zu-
grunde, der helfen sollte, die Gespräche zu strukturieren. An den Gesprä-
chen nahmen in der Regel die Superintendentin, der Superintendent, die 
Verwaltungsleitung und ggf. Mitglieder des KSV und Abteilungsleitende aus 
den Verwaltungen teil. Seitens der AG Leichtes Gepäck wurden die Gesprä-
che vom Vorsitzenden, Ferdinand Isigkeit, geführt und je nach Kapazität von 
Frau Laubach oder Frau Steppan begleitet. Zusammen mit den Ergebnissen 
der Beratungen in den Konferenzen der Verwaltungsleiterinnen und Verwal-
tungsleiter sowie der Kirchmeisterinnen und Kirchmeister bilden sie eine we-
sentliche Grundlage für die Arbeit der AG Leichtes Gepäck.  
Die Erträge der Gespräche flossen bereits während der Besuchsphase im-
mer wieder in die Beratungen der AG ein. 
Oberstes Prinzip ist hier: Nichts soll verloren gehen. D.h: Alle Anregungen 
werden gesichtet, verarbeitet und fließen strukturiert, in digitaler Form in die 
Arbeit der Teilprojekte, die in Folge der Arbeit der AG Leichtes Gepäck be-
auftragt werden sollen, ein.  
An dieser Stelle kann aufgrund der angestrebten möglichst vollständigen 
Verarbeitung aller Gesprächsbeiträge, also ohne jeglichen Anspruch auf 
Vollständigkeit, lediglich auf einige wenige zentrale Punkte, die anlässlich 
der Gespräche in den Kirchenkreisen benannt wurden, hingewiesen werden.  
 
- Grundsätzlich wurde die aufwendige Kommunikationsweise in Form von 

Gesprächen in den Kirchenkreisen, die neben Fakten auch Stimmungen 
aufgreifen kann, sehr begrüßt. 
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- Vor allem verursacht durch die hohe Zahl aufeinanderfolgender Prozesse 
und Projekte (Personalplanungsgesetz, Pfarrstellenplanung, NKF, Verwal-
tungsstrukturgesetz...), die teilweise in ihren Folgen als nicht ausreichend 
bedacht beurteilt werden, haben die Ebenen Kirchenkreis, Landeskirche 
bis hin zur  Landessynode deutlich an Akzeptanz verloren.  

- Der Umsetzungsdruck lastet auf den Kirchenkreisen. Gleichzeitig sehen 
sich die Leitungen der Kirchenkreise oft kritischen Anfragen oder gar ab-
lehnender Haltungen seitens der Gemeinden zu den verordneten Prozes-
sen ausgesetzt. Die Kirchenkreisleitungen empfinden sich hier in einer 
„Sandwichsituation“, die zu erheblichen Belastungen führt. 

- Die Notwendigkeit Einzelfälle aus Gemeinden und Kirchenkreisen durch 
Gesetze zu regeln, wird stark in Frage gestellt. 

- Um Verwaltung und Aufsicht zu vereinfachen und die Befassung mit Ver-
waltungsangelegenheiten in den Leitungsorganen zu reduzieren und zu 
erleichtern sowie den unterschiedlichen Erfordernisse in den Kirchenkrei-
sen der EKiR gerecht zu werden, wird befürwortet Gesetzesumfänge 
deutlich zu verkleinern und  stattdessen Leitlinien zu erlassen, die einen 
Korridor öffnen, in dem flexible Lösungen für Problemstellungen vor Ort 
gesucht werden, dort, wo sie entstehen.  

- In diesem Sinne bedarf auch die Kirchenordnung einer Entschlackung. 
- Eine vereinfachte Aufsichtsführung unterstützt durch wesentlich verein-

fachte Genehmigungsverfahren bis hin zum Wegfall bestimmter Geneh-
migungsvorbehalte wird als grundsätzlich erforderlich und notwendig an-
gesehen. 

- Dringend werden Änderungen des NKF angemahnt, das nicht wegen der 
Doppik an sich sondern vor allem wegen der mangelhaften Einführungs-
phase wesentlich für die schlechte Stimmung an der Basis verantwortlich 
gemacht wird. 

- Auswahl an Änderungsvorschlägen: Einfache Haushaltbücher, Doppel-
haushalt, risikoorientierte Aufsicht, Entschlackung der KF-VO, die Einfüh-
rung der neuen Software muss gut gemacht werden und erfolgreich sein. 
Bei einer Neuorientierung werden weniger kirchliche Sonderwege erwartet 
und „mehr HGB“ gefordert. 

- Die Umsetzung des Verwaltungsstrukturgesetzes ist noch nicht in allen 
Kirchenkreisen erfolgt. Es wird zum Teil gefordert, die hohen Kosten, die 
mit dem Gesetz verbunden sind, zu reduzieren. Es werden Probleme bei 
der Genehmigung von Satzungen benannt. Das Verwaltungsstrukturge-
setz sei in seinen Folgen nicht ausreichend abgeschätzt worden. 

- Das Stellenbewertungsverfahren gilt oft als zu umständlich und nicht 
transparent. 

- Kostensteigerungen bei der Rechnungsprüfung werden nicht akzeptiert. 
Es wird angeregt neben einer Zusammenführung von Rechnungsprü-
fungsstellen, auch zu untersuchen, ob in Zukunft eine Wirtschaftsprüfung 
die herkömmliche Rechnungsprüfung ersetzen könnte 
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- Sehr deutlich zeichnet sich ab, dass im Rheinland an der Kommunikation 
im Sinne eines „eine-Kirche-seins auf drei Ebenen“ als eine langfristige 
Aufgabe gearbeitet werden muss. Es gilt verlorengegangenes Vertrauen 
aufzubauen, auch als Basis für einen Mentalitätswechsel, dem der Ge-
danke zugrunde liegt, Lösungen vor Ort durch die Einhaltung von Vor-
schriften und Gesetzen nicht zu verhindern, sondern durch die flexible 
Suche nach Lösungen zu ermöglichen. 

- Der „Dritte Weg“ wird als nicht mehr zeitgemäß kritisch hinterfragt. 
- Für die Zukunft der Verwaltungsämter werden regionale Kooperationen 

und perspektivisch auch Fusionen befürwortet. Kooperationen sollen 
durch einfache Gesetze ermöglicht und in einfachen Strukturen ermöglicht 
und gefördert werden. Alle Formen der Zusammenarbeit und des Zu-
sammengehens von Verwaltung werden gegenüber Fusionen von Kir-
chenkreisen als erfolgversprechender angesehen. 

- Für die Landessynode wünscht man sich „dynamischere Arbeitsformen“, 
auch um die Auseinandersetzung mit Themen breiter zu führen. Eine ein-
fache Lesung von einfachen Gesetzen sollte baldmöglichst eingeführt 
werden. 

 
5.  
Weitere Konkretionen 
 
Den Leitlinien der Präambel folgend, macht die AG Leichtes Gepäck weitere 
differenzierte Vorschläge für mögliche einfache Verfahrensweisen, unterbrei-
tet Vorschläge für die Weiterarbeit und gibt weitere Impulse: 
 
5.1 
Vereinfachung bei der Ausübung von Aufsicht  

5.1.1 Grundsatz 
Die Aufsicht über die Gemeinden führt in allen Angelegenheiten der Kir-
chenkreis. 
Die Aufsicht über die Kirchenkreise führt in allen Angelegenheiten die Lan-
deskirche. 
Das Grundprinzip vereinfachter Genehmigungsverfahren lautet mit seinem 
Arbeitstitel:  
„Von Anfang an Haken dran!“ 
Beratung durch die aufsichtführenden Ebenen tritt mehr und mehr an die 
Stelle oft umfänglicher und zeitraubender Genehmigungsverfahren.  

Die zentralen Verwaltungsämter der Kirchenkreise sind in der Regel in der 
Lage den Leitungsorganen Beschlussvorlagen für alle Sachverhalte geneh-
migungsfähig vorzubereiten. 
Dazu werden die zentralen Verwaltungsämter der Kirchenkreise durch das 
Landeskirchenamt beraten. 
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Das Landeskirchenamt stellt hierzu Mustersatzungen, Textbausteine, Mus-
terdienstanweisungen, FAQ-Listen etc. zur Verfügung und berät gesprächs-
weise. 
Zur Beschleunigung von Aufsichts- und Beratungsvorgängen werden alle 
Möglichkeiten der IT genutzt, um Beratung im Rahmen der Aufsicht zu ver-
einfachen und zu beschleunigen.  
Hierzu kann die Einführung von Perseus 2 hilfreich sein. 
Die Bereitstellung von Mustern im Intranet, die den sich die Verwaltungen 
zur Verfügung stehen, unterstützt das Verfahren. 
Das Verwaltungsstrukturgesetz sieht vor, dass die Superintendenturen Teil 
der Verwaltung sind. Das bedeutet, dass die gleichen Abteilungen, die den 
Leitungsgremien zuarbeiten, ebenso der Aufsicht zuarbeiten. Problemstel-
lungen bei Beschlussvorhaben, die aus der Sicht der Aufsicht bestehen, 
können so ausgemacht und bereits im Beratungsstadium der Vorlage geklärt 
werden.  
Ist die Beschlussvorlage durch die Verwaltung entsprechend vorbereitet 
formuliert und nach Beratung durch das Leitungsorgan wortgleich beschlos-
sen, erübrigt sich ein weiterer aufsichtlicher Vorgang. 
 
Problemanzeigen:  
- Auf die Verwaltungsämter kommt eine höhere Verantwortung bei der Vor-

bereitung von Beschlussvorschlägen zu. Sie profitiert allerdings durch ge-
ringeren Aufwand wegen nun überflüssiger Genehmigungswege. 

- Von den Presbyterien wird erwartet, dass sie die Verwaltung im Vorfeld 
von Beschlussfassungen in die Vorbereitung der Vorlagen zu ihren Sit-
zungen einbindet. 

- Es gilt Felder auszumachen, die weiterhin einer besonderen Genehmi-
gung der aufsichtführenden Ebene, auch der Landeskirche, bedürfen. 
Dies dürften vor allem die Bereiche „Gebäude, Finanzwirtschaft und öf-
fentlichkeitswirksame Maßnahmen sein“. Hier bedarf es einer Risikobe-
wertung. 

- Wer bringt die Landeskirche als Aufsichtsebene gegenüber den Kirchen-
kreisen ins Spiel, damit entsprechende Beratungsprozesse im Rahmen 
der Aufsicht in Gang gesetzt werden?  

 
Die AG Leichtes Gepäck empfiehlt, dass das vorgeschlagene Verfahren zur 
Vereinfachung aufsichtlicher Genehmigungsverfahren mit dem Arbeitstitel 
„Von Anfang an Haken dran“, vor dem Hintergrund der hier aufgeworfenen 
Problemanzeigen und möglicher weiterer Fragestellungen, die sich auch aus 
den Ergebnissen der Gespräche in den Kirchenkreisen und mit den Verwal-
tungsleitenden ergeben können, durch ein entsprechendes Teilprojekt kri-
tisch auf seine Stichhaltigkeit hin zu prüfen. 
 
Die Themen „Aufsicht“ und „Genehmigungsverfahren“  werden bereits in der 
AG Revision KF-VO mitbedacht, soweit diese im Kapitel „Aufsicht“ einer re-
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vidierten KF-VO von Bedeutung sind. Die Ergebnisse werden ebenso Ge-
genstand der weiteren Befassung mit dem Thema Aufsicht in dem durch die 
AG Leichtes Gepäck vorgeschlagenen Teilprojekt sein.  

  
5.1.2 Erprobungsphase  
Vereinfachte Genehmigungsverfahren sollen in ausgewählten Kirchenkrei-
sen und Gemeinden erprobt werden.  
In einem ersten Schritt verschafft sich die AG Leichtes Gepäck einen Über-
blick darüber, welche Genehmigungsverfahren zwischen Kirchenkreisen und 
der Landeskirche geführt werden. Dies geschieht zusammen mit den Ver-
waltungsleitungen der Kirchenkreise Köln-Nord und Wuppertal. Da von den 
geltenden Rechtsvorschriften noch nicht abgewichen werden kann und auf 
die Genehmigungserteilung noch nicht verzichtet werden kann, werden die 
Verfahren wie bisher geführt, aber jedes Verfahren der AG Leichtes Gepäck 
(in diesem Fall vertreten durch Frau Steppan) angezeigt, damit anhand der 
konkreten Fälle Vereinfachungen mit dem Verwaltungsleiter beraten werden 
können.  
Die AG Leichtes Gepäck hat der Kirchenleitung empfohlen, ein Erprobungs-
gesetz auf den Beschlussweg der Landessynode zu bringen. Danach soll 
die Kirchenleitung vereinfachte Verfahren in der Wahrnehmung von Aufsicht 
und Vereinfachungen von Verwaltungsabläufen oder vereinfachende Geset-
ze und Verordnungen zur Erprobung in ausgewählten Kirchenkreisen und 
Kirchengemeinden freigeben können. 
 
5.1.3 Vereinfachung von Aufsicht in der KFVO 
Dies wird in der AG Revision KFVO bearbeitet. Die Ergebnisse fließen in die 
Arbeit des Teilprojektes „Aufsicht“ ein. 
 
5.1.4 Vereinfachtes Genehmigungsverfahren im Arbeitsrecht 
In der Gesetzesvorlage „Verordnung über das Verfahren bei der Begrün-
dung, Änderung und Beendigung von Arbeitsverhältnissen“ ist das Grund-
prinzip vereinfachter Aufsicht „Von Anfang an Haken dran“ für den Bereich 
des Arbeitsrechtes berücksichtigt. Sollte die Landessynode 2018 dem Ge-
setzentwurf zustimmen, müsste ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren 
im Bereich des Arbeitsrechts nicht erst erprobt werden. Es wäre bereits um-
gesetzt. 
 
5.1.5 Vereinfachte Genehmigungsverfahren im Dienstrecht 
Bereits auf der Landessynode 2017 wurde Artikel 49 Absatz 3 Kirchenord-
nung dahingehend vereinfacht, dass die Genehmigung der Dienstanweisun-
gen für Pfarrerinnen und Pfarrer im parochialen Dienst durch die Superin-
tendentin oder den Superintendenten genehmigt werden und nicht mehr 
durch die Kirchenleitung. Mit der sich in der Phase der Veröffentlichung be-
findlichen Handreichung Zeit fürs Wesentliche" hat das Dezernat 2.1 Bau-
steine für die Formulierung von Dienstweisungen bereitgestellt und wird 
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FAQ-Listen erstellen, um die Superintendentinnen und Superintendenten bei 
ihrer Aufgabe zu unterstützen.  
Die Absprachen über die Dienste von Pfarrerinnen und Pfarrern in den Lei-
tungsorganen, die im Rahmen von „Zeit fürs Wesentliche“ vorgeschrieben 
sind, tragen dazu bei, dass Dienstanweisungen lediglich einen standardisier-
ten Rahmen benötigen. Bei der Verwendung von Standarddienstanweisun-
gen erübrigt sich ein umfängliches Genehmigungsverfahren. 

Der Landessynode liegt eine Vorlage zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Pfarrdienstgesetz zur Beschlussfassung vor. Dieses sieht vor, Ent-
scheidungen über die ausnahmsweise Befreiung von der Residenzpflicht 
zukünftig abschließend auf Kirchenkreisebene durch Beschlussfassung des 
KSV zu treffen. Bislang holt das Landeskirchenamt das Votum des KSV ein 
und entscheidet auf der Grundlage dieses Votums. Dieser Schritt soll zu-
künftig entfallen. 
Die Kirchenleitung hat im September 2017 beschlossen, die Wahrnehmung 
des Vorschlagsrechts durch die Kirchenleitung bis zu einer endgültigen Ent-
scheidung der Landessynode 2020 vorerst auszusetzen. Dies geschah vor 
dem Hintergrund, dass die Wahrnehmung des Vorschlagsrechts in jedem 
dritten Besetzungsfall Wahlverfahren in vielen Fällen zeitlich verlängert, oh-
ne dass für den Kreis der von der Wahrnehmung des Vorschlagsrechts be-
günstigten Pfarrerinnen und Pfarrer eine wesentlich günstigere Bewer-
bungssituation festgestellt werden konnte. Bis zu einer endgültigen Ent-
scheidung entfällt daher in jedem dritten Besetzungsfall die Bewerbung beim 
Landeskirchenamt und die Weiterleitung der Bewerbungsunterlagen an den 
die Pfarrstelle ausschreibenden Anstellungsträger 
 
5.1.6 Streichung von Genehmigungsvorbehalten  
Anlage 6: Tabelle mit Vorschlägen für die Streichungen von Genehmigungs-
vorbehalten in Kirchenordnung und Lebensordnungsgesetz 
 
Die AG Leichtes Gepäck hat Vorschläge für Streichungen von Genehmi-
gungsvorbehalten in der Kirchenordnung und dem Lebensordnungsgesetz 
erarbeitet und empfiehlt der Kirchenleitung diese auf einen synodalen Ent-
scheidungsweg zu bringen. 
Es wird empfohlen weitere Streichungen von Genehmigungsvorbehalten in 
anderen Gesetzen und Vorschriften der Evangelischen Kirche im Rheinland 
vorzunehmen. Vorschläge für Streichungen in weiteren Bereichen der Ord-
nung sollen durch ein entsprechendes Teilprojekt erarbeitet werden. 
 
5.1.7 Aufnahme weiterer Veränderungsvorschläge 
Anlage 7: Liste mit Vorschlägen für Rechtsänderungen 
 
Angeregt durch Veränderungsvorschläge aus den Kirchenkreisen wurden 
weitere grundsätzliche Änderungen vorhandener Vorschriften und Gesetze 
durch die Dezernate 2.1 (Personalverwaltung) und 4.1 (Recht) auf den Weg 
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gebracht (siehe 5.1.4 und 5.1.5).Darunter auch Rechtsänderungen im Ge-
meindezugehörigkeitsgesetz, Verbandsgesetz, Gesamtkirchengemeindege-
setz, Kirchenordnung, Mitarbeitendenwahlgesetz und Mitarbeitendengesetz. 
 
5.2 
Reduzierung der Kirchenordnung auf Grundsätze 

Die AG Leichtes Gepäck wird auf ihrer Klausurtag am 29. bis 30.November 
2017 fragen, auf welche wesentlichen Grundsätze eine Kirchenordnung ei-
ner Kirche mit leichtem Gepäck reduziert werden kann. Erste Ergebnisse 
sollen mithilfe einer kirchenhistorischen Betrachtung und mit einem vertie-
fenden Blick in das rheinische Archiv und die dort aufbewahrten ersten Kir-
chenordnungen auf rheinischem Gebiet erarbeitet werden. Die Ergebnisse 
der Arbeit sollen wiederum in das vorgeschlagene Teilprojekt „Vereinfa-
chung der Kirchenordnung“ einfließen. 
 
5.3 
Kleiner werdende Kirche – Kirche des Ehrenamtes 

Eine zahlenmäßig kleiner werdende Kirche muss sich notwendig fragen, wie 
sie ihren Verkündigungsauftrag als Kirche des Ehrenamtes wahrnimmt. Zu 
fragen ist u.a.: Wie viel Ordnung braucht sie? Wie viel Verwaltung braucht 
sie? Wie viel Vertrauen braucht sie? Wie viel Verantwortung wird wo und 
von wem getragen? Wie viel Unterstützung braucht das Ehrenamt?  
„Wie sieht eine Kirche mit leichtem Gepäck am Ende aus?“  
Dieser Frage geht die AG Leichtes Gepäck im Rahmen der Klausurtagung 
Ende November 2017 nach. Die Ergebnisse sollen ebenfalls in die weiteren 
Prozesse einfließen. 
 
5.4 
Vereinfachungen im Finanzwesen – Revision KF-VO 

5.4.1 Vereinfachungen 
Vorgeschlagen werden Vereinfachungen bei der Aufstellung von Haushal-
ten. Haushaltsbücher sollten modularen Charakter haben. Das bedeutet, 
dass kleine Gemeinden mit geringem Haushaltsvolumen ein reduziertes 
Haushaltsbuch verwenden. Für größere Gemeinden kommen weitere Modu-
le hinzu, beispielsweise für Friedhöfe, Kindergärten, größeren Gebäudebe-
stand usw. 
Empfohlen wird, die Möglichkeit der Erstellung von Doppelhaushalten zu er-
öffnen. 
Die Handhabung des Neuen Kirchlichen Finanzwesens soll erleichtert und 
seine Komplexität situationsangemessen reduziert werden. 
Haushaltsgenehmigungen sollen ebenso nach dem Grundprinzip „Von An-
fang an Haken dran“ genehmigt werden. Das bedeutet, dass gedeckte 
Haushalte mit gering bemessenem Risiko ohne weiteres genehmigt sind. 
Erst wenn ein zu entwickelndes Instrument von Kennzahlen, beispielsweise 
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in einem Ampelsystem, einen Haushalt nicht auf „grün“ stellt, ist ein Geneh-
migungsverfahren unumgänglich. Allerdings gilt auch hier das Prinzip, dass 
Beratung einen lediglich von aufsichtlicher Kontrolle mit dem Ergebnis einer 
etwaigen Nichtgenehmigung geprägten Vorgang ersetzt. Auch hier würde 
der Grundgedanke mehr Beratung im Vorfeld bei weniger nachfolgender 
Kontrolle greifen. 
Die AG Leichtes Gepäck kommuniziert diesen Ansatz mit der AG Revision 
KF-VO 
 
5.4.2 Reduzierung des Finanzverwaltungsaufwands 
Die AG leichtes Gepäck hat der Kirchenleitung gegenüber Folgendes ange-
regt: „Bei der Revision der KF-VO und der Erneuerung des NKF sowie der 
Einführung einer neuen Finanzsoftware soll die Vereinfachung der Verfahren 
sicherstellen, dass der Finanzverwaltungsaufwand zur Entlastung der Kir-
chenkreise und Kirchengemeinden um mindestens ein Drittel reduziert wird, 
um Spielräume für die Weiterentwicklung der Kirche vor Ort zu eröffnen.“ 
 
5.4.3 AG Revision KF-VO 
Die von der Kirchenleitung beauftragte AG Leichtes Gepäck stimmt ihre Er-
gebnisse eng mit der vom Kollegium beauftragten AG Revision KF-VO ab, 
auch um doppelte Arbeit an ähnlichen Themen zu vermeiden. 
 
5.5 
Verantwortung übernehmen 

Die AG leichtes Gepäck spricht sich für größere Entscheidungsmöglichkei-
ten vor Ort in klar definierten Korridoren aus, um der Vielfalt der Erfordernis-
se in den Kirchenkreisen der Evangelischen Kirche im Rheinland Rechnung 
zu tragen. Sie schlägt eine vereinfachte Aufsicht vor. Leitlinien sollen Geset-
ze ersetzen. Dies erfordert einen Mentalitätswandel, der vor allem darin be-
steht, Verantwortung an den Stellen zu übernehmen, an denen Entschei-
dungen getroffen werden, also vermehrt in den Presbyterien und den Kreis-
synodalvorständen. Verantwortung kann dann zunehmend nicht mehr in je-
dem Fall auf die aufsichtführenden Stellen oder die „nächsthöhere“ Ebene 
verlagert werden.  
Größere Freiheit bedeutet auch mehr Verantwortung für das eigene Ent-
scheiden und das Bewusstsein für Fehlentscheidungen zur Verantwortung 
gezogen werden zu können. 
Größere Verantwortung vor Ort bedeutet aber auch weniger Einschränkun-
gen bei der Entwicklung kirchlicher Arbeit, also „Ermöglichen statt Ein-
schränken“. 
Dabei sind Risiken zu benennen, auszuschließen und ggf. auszuhalten. 
Die entsprechenden Teilprojekte sollen den Aspekt „Verantwortung über-
nehmen“ weiter verfolgen. 
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5.6 
80/20 Regel, mit Risiken führen - Ressourcen gewinnen 

Mit 20 % Aufwand werden 80% der Ergebnisse (Pareto-Regel) erreicht. Für 
die verbleibenden 20% benötigt man folglich 80% Aufwand.  
Die Anwendung der Pareto-Regel bedeutet auch eine erhöhte Risikobereit-
schaft. Es wird empfohlen zu prüfen, ob die 80/20-Regel in der Rechtset-
zung, im Verwaltungshandeln und in aufsichtlichen Verfahren der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland anwendbar ist, denen bislang eine preußische 
Rechtsauffassung zugrunde liegt, die tendenziell dazu neigt, alle denkbaren 
möglichen Risiken durch Gesetze und Verordnungen auszuschließen. In der 
Folge haben Gesetzessammlungen, auch Grundordnungen wie eine Kir-
chenordnung sowie Verwaltungs- und Prüfungsumfänge die Tendenz zu 
wachsen. 
Die Anwendung der 80/20-Regel würde dies umkehren und zu einem groß-
zügigeren Umgang mit Risiken bei gleichzeitiger Gewinnung freier Ressour-
cen führen. 
Die verbleibenden 20 % bleiben allerdings nicht ungeregelt. Sie würden von 
generellen Formulierungen erfasst. In Spezialfällen kann sich eine Beratung 
ergeben. 
Die Anregung wird an die entsprechenden Teilprojekte weitergegeben. 
 
5.7 
Vereinfachung durch Softwareeinsatz 

Der Einsatz von Technik darf nicht das Handeln diktieren. Sie soll unterstüt-
zen. Im Idealfall sollte eine angebotene Software modular aufgebaut sein, 
sodass jeder das bekommt, was er wirklich braucht. Deshalb regt die AG 
Leichtes Gepäck folgendes an: 
Der Einsatz von Software sollte sicherstellen, dass bereits bei der Erarbei-
tung einer Beschlussvorlage oder eines Antrages alle notwendigen Unterla-
gen vorliegen, die richtigen Inhalte und Formulierungen mithilfe von Mustern 
und FAQ-Listen zur Verfügung stehen. Damit würde eine geeignete Soft-
ware auch zu einer Vereinfachung von Aufsicht durch vereinfachte Geneh-
migungsverfahren beitragen („Von Anfang an Haken dran“).  
Ebenso würde eine elektronisch geführte Personalakte im Beratungsfall das 
Verfahren erheblich beschleunigen, weil alle Akten unmittelbar vor Ort und 
bei der beratenden Stelle, etwa im Landeskirchenamt, eingesehen werden 
können. 
Im Idealfall würde ein Antragsteller oder ein Ratsuchender mit einem Blick in 
den „workflow“ feststellen können, wo sich „sein“ Vorgang befindet (entspre-
chend einer Verlaufsverfolgung bei den Paketdiensten). 
Insgesamt sollte eine zur Verfügung gestellte Software wenig Aufwand ver-
ursachen und sich flexibel den Bedürfnissen des Nutzers anpassen können. 
Dies soll auch für eine neue NKF-Software gelten. 
Die Anregungen sind mit dem Projekt „Perseus 2“ kommuniziert und werden 
zur weiteren Beratung in die entsprechende Teilprojekte überwiesen. 
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5.8 
Teilprojekte  
Anlage 8: Teilprojekte 
 
Die AG Leichtes Gepäck schlägt der Kirchenleitung die Bildung von Teilpro-
jekten vor. Sie entwickeln die Grundsätze der AG Leichtes Gepäck weiter, 
sie differenzieren deren grundlegende Ergebnisse, sie hinterfragen sie kri-
tisch und sie erarbeiten Vorschläge, die auf den üblichen synodalen Ent-
scheidungsweg gebracht werden sollen. 
Die Teilprojekte erhalten einen klaren Auftrag mit einer Zielformulierung und 
arbeiten auf einer begrenzten Zeitschiene.  
Die Teilprojekte sollen durch eine Steuerungsgruppe koordiniert werden. 
 
Folgende Teilprojekte werden derzeit vorgeschlagen: 

A: Themenfeld „Vereinfachung / Reduzierung von Prozessen und Vorschrif-
ten“ 

1. Vereinfachung kirchlicher Genehmigungsverfahren und Veränderungen 
in der Aufsichtsführung – „Von Anfang an Haken dran“ 

2. Vereinfachung der Kirchenordnung 
3. Was benötigt eine schrumpfende Kirche als Kirche des Ehrenamtes? 
4. Minimierung von Gesetzesumfängen 
5. Tarifrecht: Ist der Dritte Weg noch zu halten? 
6. Unterschiede wahrnehmen – Differenzierte Lösungen suchen 
7. Weitere Themen, die weiterhin begleitet, aber nicht als eigene Themen 

verfolgt werden, sondern federführend von Dezernaten oder bestehen-
den Arbeitsgruppen aufgegriffen sind / werden. 

 
B: Themenfeld „Kommunikation und Gemeinschaft“ 

1. Kommunikation als theologisches Anliegen und praktische Aufgabe 
2. Kommunikation im engeren Sinne als Teil der „Dienstleistung“ 
3. Kommunikation als Marketingmaßnahme 

 
C. Prüfaufträge 
Die Teilprojekte erhalten als Grundlagen für ihre Arbeit Material, das die AG 
Leichtes Gepäck erarbeitet hat, u.a. den vorliegenden Bericht mit der Prä-
ambel und die jeweils relevanten Ergebnisse der Gespräche in den Kirchen-
kreisen. 

Die Ergebnisse der Teilprojekte werden der Landessynode regelmäßig be-
richtet und – sofern erforderlich – zur Entscheidung vorgelegt. 

Mit der Aufnahme der Arbeit der Teilprojekte und deren Steuerungsgruppe 
endet die Arbeit der AG Leichtes Gepäck Mitte Februar 2018. 
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6. 
Aufwand und Kosten einer Arbeit am „Leichten Gepäck“ 

Die AG leichtes Gepäck unterstellt, dass die Umsetzung ihrer Vorschläge 
vor allem in einer Einführungsphase mit personellem Aufwand verbunden ist 
und Kosten erzeugt. 
Dies betrifft in einer vorgelagerten Phase vor allem die Arbeit an der Erstel-
lung von Mustern, die Arbeit in Erprobungsphasen und in Teilprojekten. 
Es bedarf einer Analyse, ob dies mit dem vorhandenem Fachpersonal zu 
bewältigen ist und wie ein ggf. erforderlicher Mehraufwand finanziert werden 
kann. 

Ferner ist zu darauf zu achten, dass bei einer Umstellung auf eine verein-
fachte Aufsicht, die weniger Genehmigungsverfahren vorsieht, dafür aber 
einen höheren Beratungsaufwand auf der Ebene der Landeskirche als auch 
bei den Kirchenkreisen und deren Verwaltungen erzeugt, nach Möglichkeit 
keine höheren Aufwände entstehen. Beratung soll Genehmigung in größt-
möglichem Umfang ersetzen. Ziel ist, dass eine Verschiebung von Aufsicht 
zu Beratung im Ergebnis „aufwandsneutral“ ist. 
 
7. 
Mentalitätswandel  

Zum Schluss sei noch einmal zusammengefasst hervorgehoben, dass es für 
eine Kirche mit leichtem Gepäck eines Mentalitätswandels bedarf: 

Unterwegs mit Leichtem Gepäck bedeutet: 
- das Bewusstsein dafür, dass die Evangelische Kirche im Rheinland eine 

Gemeinde auf drei Ebenen ist,  
- intensiver auf das hören, was die Basis denkt, sagt, braucht, 
- sich von der Idee zu verabschieden, als könne man alle Risiken durch 

Gesetze und Vorschriften ausschließen, und alles unter Kontrolle halten, 
- eine größere Entscheidungsfreiheit vor Ort und die Bereitschaft Verant-

wortung für das je eigene Entscheiden zu übernehmen, 
- Hilfe und Unterstützung anbieten und einholen, 
- Kompetenz aufbauen, Verantwortungsübernahme fördern und gegenseiti-

ges Vertrauen bilden, 
- das Zutrauen in die Fähigkeit handelnder Personen im Blick des Landes-

kirchenamtes auf die Kirchenkreise und die Gemeinden, als auch im Blick 
der Gemeinden auf das Landeskirchenamt und den Kirchenkreis, 

- weniger Kontrolle wollen, damit höhere Risiken zulassen und Risiken kon-
struktiv einschätzen und bewerten,  

- Kommunikation und Information. 
 

„Die Welt ist groß. Die Probleme sind vielfältig. Gott ist aber größer, spricht vie-
le Sprachen und ist reich an Rat. Darum können wir mehr vertrauen und müs-
sen weniger planen.“ 
(Bericht der Ökumenischen Visite in der Ev. Kirche im Rheinland, 2015, S. 3) 

AG Leichtes Gepäck im Oktober 2017



 

Anlage 1: 
Themenarbeit AG Leichtes Gepäck (Superintendentenkonferenz am 26.09.2017)  

 
Fragestellungen: 

 Gibt es Fallstricke bei den Themen? 
1.Wo sehen Sie noch Stolperfallen bei der Umsetzung der Leitlinien? 

 Was bedeutet hier „Verantwortung zu übernehmen“? 
2.Welche Voraussetzungen müssen geschaffen werden? 

 Was sind die ekklesiologischen Auswirkungen? 
 

 1.Von Aufsicht zu Beratung 2.Unterstützen und 
Beraten 

3.Beschlussfolgenabschätzung 4.Konsolidierungswunsch 
ernst nehmen 

Fallstricke - Rolle der Verwaltung in Be-
ratung / Aufsicht genügend 
klar? 

- Präszisierung: Wo greift es? 
– und wo nicht? 

- Spart es wirklich Zeit? 

- Genügend Ressour-
cen für Beratung? 

- Für LKA / VAW 
(erstmal) Aufwand 

- Schlankes / geordnetes Ver-
fahren zur Beschlussfolgen-
abschätzung im Vorfeld 

- Beschlussfolgenabschätzung 
bis auf Gemeindeebene her-
unterbrechen 

- Einführung neuer Soft-
ware könnte Konsolidie-
rung behindern 

- Begriff „Konsolidierung“ 
klingt nach Finanzen; 
eher „mit Ruhe been-
den“ 

- Konsolidierung ist auch 
Jahresabschlüsse und 
Prüfung abschließen 

- Auch bbz-Skandal hat 
gelähmt und die Aufga-
be, Prozesse zu gestal-
ten, behindert. 
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Verantwortung – 
aber wie? 

- wachsendes Vertrauen 
- Kommunikation(s)fähigkeit 

- Nötig für die EA: 
WISSEN um die 
vorhandenen Hilfen 

  

Ekklesiologische 
Auswirkungen 

- Wenn es klappt, stärkt es 
das Miteinander 

- Gegenseitige Un-
terstützung ist bib-
lisch 

 - Konsolidierung bewirkt 
stärkere Befassung mit 
Verkündigung 

 

 5.Mentalitätswandel
: 
Mehr Vertrauen 

6.Ermöglichen statt 
einschränken 

7.Risiken bewerten und in Kauf 
nehmen 

8.Gestaltungsräume für Gemein-
den öffnen 

Fallstricke - Ungleichheit der Lebensverhältnisse 
- Uferlose Vielfalt 

- Wo wird es einfacher durch 
Streichung eines Gesetzes? Wo 
schwieriger?  
-> Abwägung! 

- Wie risikobereit sind wir? 
- Beachten: wo ist zu viel geregelt 

– wo ist echter regelungsbe-
darf? 
-> Austarieren 

- Mögliche Angst der Presbyterien 
vor einem Risiko? 

- Der Satz ihn der Allgemeinheit 
ist bedenklich! Es bleibt dann 
das, was gesetzt ist. 

- Gemeinden machen alles weiter 
wie bisher – ändern sich nicht. 

- Verständigung über Aufgaben-
spektrum: Auf welcher Ebene 
was? + welcher Aufwand wird 
erzeugt? 

- Verwaltung: Spielräume durch 
verantwortl. Senkung des Leis-
tungsniveaus 

- Jede einzelne Umlage geht auf 
synodale Entscheidungen zu-
rück! 
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 5.Mentalitätswandel
: 
Mehr Vertrauen 

6.Ermöglichen statt 
einschränken 

7.Risiken bewerten und in Kauf 
nehmen 

8.Gestaltungsräume für Gemein-
den öffnen 

Verantwortung – 
aber wie? 

- Regelwerke für die Entscheidungskorri-
dore 

- Sicherheit für Entscheidungsgrundlagen 
- Es gibt Beratungsmöglichkeit – sie 

wahrzunehmen ist Teil der Selbstver-
antwortung 

- Vergleiche Anlagerichtlinien: Risikoka-
tegorien beschreiben (z.B. 1-5) 

- Die Presbyterien mehr befähigen 

- Erfordert Fehlerkultur, die auch 
fehlertolerant ist 

- Welche Ebene hat welches Risi-
ko zu verantworten? 

- Dokumentieren: Welche Risiken 
hat man abgewogen? (Verant-
wortung nachweisen) 

- Mentalitätswandel: Verantwor-
tung nicht mehr an die nächste 
Ebene abgeben 
 

 

 

 5.Mentalitätswandel
: 
Mehr Vertrauen 

6.Ermöglichen statt 
einschränken 

7.Risiken bewerten und in Kauf 
nehmen 

8.Gestaltungsräume für Gemein-
den öffnen 

Ekklesiologische 
Auswirkungen 

- EKiR verliert Behördencharakter 
- Agilität steigt 
- Freiheit nimmt zu 

- Verhältnis der Ebenen: Gegen-
seitiger Rückhalt bei Fehlern 

- Einmütigkeit als Gradmesser der 
Verantwortung nach Beratung 

- Durch die Umlagen nehmen 
auch kleine / weniger leistungs-
fähige Gemeinden an wichtiger 
inhaltlicher Arbeit teil. 

- Die Überlegung einer Umverteilung 
setzt eine inhaltliche Aufgabenkri-
tik auf allen 3 Ebenen voraus 

- Besser: Gestaltungsräume be-
schreiben und für die inhaltliche 
Arbeit öffnen – auf allen Ebenen 

- 1 (kleiner) Baustein zur Förderung 
von Eigenwirksamkeit (z.B. der 
Presbyterien) 
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 9.Kirchenordnung soll 
Grundsätze regeln 

10.Keine Doppelung 
staatlicher Vorschriften 

 Präambel 

Fallstricke - Keine Entwicklung hin 
zum Kongregationalis-
mus 

- Abschaffung von kirch-
lichem Tarifrecht be-
deutet Streikrecht? 
Wollen wir das? 
 

-  - Theologische Überhöhung 

Verantwortung 
– aber wie? 

- Kein weiteres Wachsen 
der KO 

- Weniger Satzungen, 
weniger Regelungen! 

- Übernahme staatli-
chen Rechts muss im 
Einzelfall geprüft wer-
den. 

  

Ekklesiologische 
Auswirkungen 

- KO muss wieder theo-
logisches Dokument 
werden 

- Stärkung des presbyte-
rial-synodalen Ele-
ments 

   

 

 



 

 

 

Vorschläge. die umaesetzt wurden oder werden: 

lfd. 
Nr. 

Rückmeldung Umsetzung I Weiterarbeit I Bewertung 
LS 2018 

damit 
befasst 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 
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~d 
Nr 

Rockmeldung 

der Willkorrvnenskuttur auch in unserer Kirche: 
IEunst.elltonovon Menschen mushmischen Glaubens erte1chtem 

sic,her·oo.stellt werden, Instrumente zur Durchsetzung von 
notig, mrt Bhck auf die zu erreichende Fachkompetenz 1n 

gemernsamen Verwattungsamtem Fortbildung erforde~ich 

Umsetzung /Werterarbert / Bewertung 

Vorschläae die bereits fz B in anderen Prozessen) umaesetzt wurden oder werden· 
' 

. . 
15 Sehr großen Aufwand verursachen Anfragen und (Neu- H1nwets 1St nchttg. muss 1n Zula..nft vermieden Wl!fden 

)Regelungen des LKA die z. T . nur mrt erheblichem Aufwand 
umsetzbar sind. Manchmal werden Neuregelungen auch wieder Soll1n Zukl.rlt m Ratvnen der etngefuhrten 
zurock genorrvnen, nachdem die Verwattungen vor Ort aber schon Folgenabsc~ berOCksichbgt werden, 
Arbe~skapaz1tat 1n deren Umsetzung gesteckt haben 
z.B die beabsichtigte Genehmigung der Haushaltsplane 2016 Verwaftungslerterta91X19 wtrd als Kommt.nkabonsforum 
wurde um zwe1 Jahre verschoben, nachdem sich heraussteltte, gentAzl 
dass die Voraussetzungen zur Umsetzurtg noch nicht gegeben sind 

16 Zugesagte E~erchterungen im Zusammenhang m~ der Der Aufbau etner zertralen Muster-Verwanung hat 
Verwattungsstrukturreforrn, z.B Mustersatzungen und begonnen 
Geschartsordnungen fehlen 

17 . Besonders hoher Aufwand· Erstellurtg des Vere1rtachurtg erfolgt mrt MACH 81-E1rtlilrung 
Haushattsdokumentes- hrer wird Verernfachung erbeten Ggf kann Vere1rtachurtg rm Test 
Dokument mrt Acrobat zusammen<:~estellt werden. 

18 Haushattsdokumenterstellung: Erstellungsaufwand mOSste Vereinfachung erfolgt mrt MACH 81-Errtuhrung 
mrn1m1ert werden Vereortachung 1m Test 

19 . Handisch zu erstellende Bestand1e iles des Haushattes Vereinfachung erfolgt mrt MACH 81-E1rtuhrung 
reduzieren Vereortachuna 1m Test 

20 Erstellung von Satzungen so unterstützen, dass SatzLng bei Im Bereteh SIJftungen und Frte<llol sond 
E1nreichung 1m LKA genehrn1gungsfahog 1st (Mustersatzungen, Satzungsmuster vorhanden, wertere Mustersatztwlgen 
FAO, etc ) sollen erarbeitet werden, Satzungsfortbildung sert 

September 2017 

21 Grundsatzloch mehr Standardosoerung durch Zurvertagungstellung Der Aufbau etner zertralen Muster-Verwanung hat 
von Mustern- bitte auch digital zur Vertagung stellen und rar d1e begonnen 
Nutzer leicht auffindbar und er1<ennbar machen, ob die Fassung die 
aktuelle ist 

22 Drucksehrorten nur bei Nachfrage in gedruckter Form zur Vertagung Zum Te11 SChon so praktiZiert (etwa werden bei der 
stellen Synode kel'le Produkte mehr vertettt, ledtglteh etn 

Fallblalt, auf dem doe Produkte verzeochnel sond, dte 
man bei Bedarf bestellen kann) 
Es werden wertere Fragen zu klaren Setn - auch om BliCk 
auf Kosten Es word nteht alles elektronseil moglteh 
seon 

Dez. 4 3 albertet daruber hinaus g:undsatzlteh an der 
Frage Was soll noch geauckl werden -was geht auf 
welchem Kanal elektronseil Und an der Frage Far wen 
ost dieses Produkt etgertlteh genau gedachllgemacht? 
Bestimmte Produkte werden bererts jetzt nur "auf 
Bestellung" on geäuckler Form verschockt 

Das lrtranet soll verstarkt gentAzl werden um 
Plblokatoonen - sofern moglteh - elektroniSCh Zll 
Verfugung zu stellen 

23 Änderungen bei Verfahrensablaufen werden nicht kommuntZiert Doe Mitalbertenden des Dezernates prakttzteren etne 
Diese haben aber finanzJelle Auswtrkungen auf Dntte, z.B. be1 der klare und zertnahe lrtorrnatoon der Ktrchenkretse bzgl 
Abrechnung/ Erstattung des refinanzierten Religionsunterrichtes relevarter Themen, schnftlrch auf dem Dienstweg z. 8 

1n Form von Rundverfugungen, mt:.ldlteh 1m Ratvnen 
von Besprechungen und Korterenzen Eon zertnahe und 
transparerrte Kommuntkatoon von Anderungen 
ertspncht dem g:undsatzltehen Standard der 
Dezematskorrmunokatoon und Wird auch werteetun so 
pra kiJZtert 

LS 2018 
damrt 

befasst 
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lfd. 
LS 2018 

Nr. 
Rockmeldung Umsetzung I Weiterarbeit I Bewertung damit 

befasst 

24 Dienstwohnungszuweisung: nur noch eingeschrankt zeitgemaß, Bererts Jetzt schon Aufhebung der Zl!Netsung mögliCh 
Vorschrift Oberarbeiten (§ 3 PfDWV), Entscheidung müsste mrt k~rchenpoht 

Erwagungen zu Ausnahmen von ResidenzpfliCht 
einhergehen. Vorschrift wurde bereits so angepasst, 
dass Zooe1sung Dienstwohnung nur noch optional 1st 
We~erer Rockgang ist erwartbar Generelle Aufgabe 
der Dienstwohnungen 1st rncht angeraten (Attrakbv1at 
e1nze1ner Pfarrstellen) 

25 Wegfall der Pfarrdienstwohnungsverordnung und der Solange es Dienstwohnungen g1t:t, muss d1e 
Dienstwohnunqsverordnunq Dtenstwohnunqsverootunq qereqett sein. s.o 

26 Bei Einführung der Berufsgruppe 5.1 Mitarbeitenden vor Ort Wurde umgesetzt 
konkrete Definitionen zur Verfügung stellen 

27 Presbyteriumswahl (Abschaffung der Ausnahmeregelung einer Ist 1n Beratungsverfahren e1ngebracht 
Wahl nach Bezirken) DM! Kirchenle•ung arbeitet an Vorschlag für PWG-

Reform 

28 Rechtsvorschriften sind sehr speziell , hoher Erklarungsbedarf Die AG Revision KF-VO wird ein beglertendes 
(es git:t Ehrenamtliche, die sind noch die VwO gewöhrrt, andere Handbuch zur KF-VO auf den Weg bnngen 
kommen aus dem kaufmannischen Bereich, d1e Vermittlung 
zwischen beiden Denkweisen ist für die Verwaltung viel Aufwand) - Dez 4 3 pn:tt außerdem e1n Nachfolgeprodukt zu 
hilfreichwareein Handbuch ahnlieh "Kirche kompakr' Handbuch Kirche kompakt, E1nzelte1le wird es geben 

29 Einige Regelungen der KF _ VO, z.B. zu den Leistungs- und FreiWilligkelt Ißt nicht erstrebenswert; Kennzahlen s1nd 
Wirkungskennzahlen und dem Genderbudgeting, sollten infolge der Teil des Steuerungssystems, eine Veranderung und 
Nichtakzeptanz in den Kirchengemeinden auf Freiwilligkeit Verbesserung der Verstandliehkeil 1st aber geplarrt 
umgestellt werden Trennung 1n Le1stungs- und Wirkungskennzahlen Wird 

abgeschafft, statt dessen Arbe1t mit Iangi nsligen und 
kurzfristigen Zielen (ggf. mrt Kennzahlen) 

30 Mach Programm nicht anwenderfreundlich. Lange Ist 1n Lastenhell fOr Nachfolgesollware zu MACH Cis 
Wartezeiten bei Buchungsablaufen oder Reporten aufgenommen Neue Sollware hat u.a zum Z1el diese 

Problem zu lösen 
31 KirchenmusikerG in Ganze überprüfen, insb. Aufwendige Dte Notwendigkeit Wird soch ohnehin 1nfolge der 

Beteiligung des Kreiskarrtcrs anstehenden neuen Eingruppierungsregelungen fOr 
K~rchenmus1kennnen und K~rchenmus1ker ergeben 

32 Berechtigungsverwaltung für Nutzer von MACH Soll mrt der Einbindung von MACH 1n das Portal geprafl 
einführen( LOSung: Einführung Single-Sign-On für alle haupt-und werden 
ehrenamtl. MA) 

Ist 1n das Pflichtenheft einer Nachfolgesollware für 
MACH Cis aufgenommen Single-Sign-On Wird es 
!leben 

33 Bei Anderung von Gesetzen sollte nicht die vollstandige Dezernat kann für Sensibilisierung sorgen 
Reihenfolge der §§ geandert werden, sondern em neuer §mit (RechtsformiiChkeitsprOfung). Für zukanft1ge Falle wird 
Buchstaben bezeichnet werden, z.B. § 631 a d~eser Punkt in doe Prüfung der Rechtsformhchkert von 

Gesetzen aufqenornmen 
34 Starkung des Ermessens auf des Basis rechtlicher Be1 allen Vorschlagen mitbedenken Soll bei der 

Grundsatzregelungen We~erarbe1t an den Genehmigungsverfahren 
mrtbedacht werden 

35 Bei Genehmigungsverfahren bei Pacht- und Mietverhaltnissen soll Mrt der Uberarbertung der Formulare wurde begonnen 
EKD-Formular verwendet werden, das aber nicht den 
Gegebenheiten der EKiR entspricht (z.B. Kirchenvorstand, 
Genehm1qunq von Kirchenvermöqen . .. ) 

36 Die geplante neue IT -Piattlorm der EKiR wird nur einen geringen Dte Person Wird von der Vertrauensinstanz 1m 
Zusatznutzen für die Gemeinden haben Der Aufwand für das Kirchenkreis validiert Wenn d1e Person dort bekanrrt ist, 
Vertrauensmanagement ist dagegen hoch. Die Planung ist völlig am muss ke1n Auswers vorgelegt werden 
Bedarf und den Realitaten vor Ort vorbei erfolgt Wenn die Dte Emseheldung 11egt bei der Vertrauensinstanz des 
Landeskirche für den E-Mail-Zugang unbedingt Personalausweise K1rchenkre1ses 
vorgelegt haben mochte, waredas Post-lderrt-Verfahren eine 
Alternative. Oder die Kirchenkreise stellen eine Tabelle mit den Wenn etne wertere Anwendung Ober das Portal 
aktiven Haupt- und Ehrenarrrtlichen zur Verfügung, die sich dann angebunden Wird, Wird die Person nur der Gruppe 
unmittelbar beim Landeskirchenamt autorisieren, wenn sie das zugete1tt und 1m Fachverfahren werden d1e 
System nutzen mochten. Dabei sollte man beachten, dass der Berechtigungen angelegt Es 1st ke1n wert er es Passwort 
Zugang zu den Web-Anwendungen MACH, MEWIS etc. ja ohnehin oder Benutzername notwendig 
zusatzlieh eingerichtet werden muss. Der Zugang zum Portal 
beinhaltet allein ja noch keinen Zugang zu diesen Anwendungen. 
Dieser Aufwand ist weiterhin erforderlich. 

37 Satzungen nicht mehr im Amtsblatt Idee w1rd seitens des Dezernates unterst uzt, 
veröffentlichen, ggf. auf ekir.de Umsetzbarkeil muss geprüft werden, 

Dtgrtale Umsetzung des Amtsblattes Wird angestret:t 

38 Haushaltsplanung I Genehmigung: schon im Vorfeld akt1v werden, Wurde 1n der Prozessbeschreibung umgesetzt. 
da mit Auflagen beim eigentlichen Genehmigungsverfahren nicht 
erforderlich sind 

39 Pflichtenkatalog des VerwG müsste nochmal genauer angesehen Es wurden zwe1 Aufgaben ldent~izlert, die durch 
werden, dort gibt es einige Aufgaben mit zu viel Aufwand für die Ehrenarrrthche betreut werden können· 
Zentralverwaltungen Gremienbetreuung und Pflichtaufgaben der Bau- und 

L~egenschaflsverwattung. 
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ffd 
LS 2018 

Nr 
ROckmeldung Umsetzung I Werterarbett I Bewertung darrvt 

befasst 

40 For arbeitsplatzbezogene, fachliche Fortbildung im Wird m Landeslorchenamt umgesetzt 
Landeskirchenamt Bugdets als Vom-Hundert-Satz der 
Personalkosten je Organisationseinhert festlegen. 
Genetvniaunas1nstanz dafor nur noch Dezernatslertuna. 

41 Genehmigungsvorbehalte : Prinzip der stillschweigenden Genehrmgungsvorbehaft 1St rrvt dem PilotprOjekt ZlX 

Zustimmung einfCilren, z.B. Abweichung vom Kollektenplan Slarkung der presb'{lenalen Verantwortung 1m 
Kollekle<>NeSen 1n e1ne Anze~geplhcht l.lllgeWllndelt 

42 Grundsatzlieh mehr Standardisierung durch ZUIVerfogungstellung Der Aufbau einer zentralen Muster-Verwaltung hat 
von Mustern. Zum Beispiel gibt es das Muster for die N1ederschnft begonnen 
e1ner Ordination nur als Papierversion W enn sie agrtal ware, 
konnte die Ve!Waltung diese vielleiChter ausfoltert Ggf Zugang 
Ober die Plattform an eingeschrankten Personenkre iS. 

43 · Arbert mrt Kennziffern und Zielen 1n den Kirchengemeinden Ab6chaffung von Kernzahlen und Zielen bedet.tet diE! 
abschaffen Aufgabe der Sleuen.ng dlXch das Lertungsorgan 

OberprOft Wird. welche Auswertungen und Kernzahlen 
tor welche Steuerungsebenen Sinnvoll Sind 
Kleinte1hgkert Wird be1 Erhalt des Gn.ndpnrlZips 
abgeschaflt 

44· Belegwesen 1n NKF Oberkomplex Aufwand der Finanzverwaltung soll mrt ReviSIOn der KF-
VO und wrch Umstelung von Prozessen del111Ch 
recilzlert werden. 

45 Aufwand Finanzbuchhaltung (Aufarbertung Rückstande, NKF, Aufwand der Finanzverwaltung soll mrt ReviSIOn der KF-
Fusion) VO und cilrch Umstelung von Prozessen del111Ch 

recilzlert werden 

46 Gebaudestrukluranalyse sollte nur noch eine Empfehlung sein, da Wurde 1n allen Ausschossen 2015 1m Zusammemarg 
richt in jeder Srtuation sinnvoll (im Kirchenkreis hat eine Gemeinde rrvt Anden.ng KF-VO diSklAII!rt und mehrhelllieh 
schlechte Erfahrungen mrt dem Instrument gemacht, was sich dann abgelehnt. Auf eflerl re1n ernplehlenden Charakter wird 
insgesamt auf den KK Obertragen hal D1e KGD machten aber man diE! GSA folgliCh niCI't zurock fahren. aber es Wird 
trotzdem Analysen, aber in etwas anderer Form Analyse scheint bereits pragmatiSch gehan<tlabl, Weil die GSA richt 
insbesondere dann zu aufwendig, wenn die KOG nur noch ein mehr 1n die geme1nsame Sottware e~ngpflegt werden 
Gebaude hat. KK Oberlegt die Schaffung einer E1ne GSA 1St auch nur be1 Enlwldrn.ng e1ner 
lmmobileinegesellschaft, die sich um ane Gebaude im KK kümmert) Gottesdienststalle verpfliChtend vorzulegen ln diesen 

Fallen 1St e1ne Begoncilrg der Entscheldungsfincilng 
und d~e Daler~erheblXlgen notwendig wobei d~e Form 
niCI't mehr verbindiCh vorgeschrie!Jen 1St 

47 Neue Prozesse sollten erst im kleinen Rahmen erprobt und Erprobt.ngsgesetz soll der LS 2018 vorgelegt werden. 
evaluiert werden. Danach können sie großflachiQ eingeführt X 

werden. 

Vorschläae d eren Umsetzuna aeorüft oder anaedacht werden· . 
48 Beglertung von Lertungsgremien, Presbyterien, Fachausschossen Ist Thema bei der Evalu1erung des 

(Srtzungsvor und -nachberertung, etc.) Verwaltungsstrukturgesetzes die durch das Dezernat 
4 2 erfolgt T hematik 1st 1n Bearbertung Kann aber auch 
nur begrenzt umgesetzt werden und Wird e1nen Iangeren 
Bearbertungsze~aurnlnAnspruchnehrnen 

49 .Geschaftstohrermodell" für Kirchengemeinden und Kirchenkreise Hierware zu klaren, W'le das genau funkttor11eren soll 
zur Entlastung der Ehrenamtlichen und Lertungsorgane entwickeln, ob Be- und Entlastung 1n sinnvollem Verhattn1s stehen 
bspw. konnte GeschaftsfCilrer Aufstellung, Feststellung und Kann aber auch e1ne s1nnvolle Aufgabe der 
Protung der J ahresabschlüsse Obernehmen (soll ein Angestellter geme1nsamen Ve!Waltung se1n w1rd 1n Uberarbertung KF 
des Verwaltungsamtes wahrnehmen. Bsp. For Entlastung: der MA VO mrtbedacht 
konnte die zwerte Unterschrill nach Art. 29 KO leisten) 

50 ROckwirkende tarifl. Veranderungen, insb. Bei den E1ne Verme1dung kann versucht werden ruckwnkende 
Eingruppierungen tosen erheblichen Verwaltungsaufwand aus Regelungen stehen aber haufig 1n Zusammenhang mrt 

Kompromissen 1n der Arbeitsrechtlichen Komm1ss1on 
auf d1e d1e EK1R ke1nen ausschließlichen E1nnuss hat 
Thema Wird an Teilprojekt ''Tanfrecht" verwiesen 

51 Erklarung zum Ortszuschlag deutlich vereinfachen: Anderungen Elektronische Umsetzung konnte e1ne Allernaive se1n 
selbst eintragen oder nur noch Stichproben Umsetzung w1rd geprufl 

Serte4 
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~d 
LS 2018 

Nr 
ROCkmeldung Umsetzung I Werterarbell I Bewertung damot 

befasst 

52 Slellenbewertungsvelfahren f.d. gehobenen und hOheren Dienst ist Stellenprofile und Verwattungsamter weosen hohe 
sehr autwandig, kostenintensiv und zeitintensiv: harte Fakten Unterschoedllchkeoten auf Lassen soch ausreochende 
worden zur Velfahrensbeschleun~gung und Kostensenkung harte Fakten ermotteln doe auch recht! Uberprufungen 
beilragen Stand halten (Beamte haben eonen Rechtsanspruch auf 

Doenstpostenbewertung)? 

Anregung das Thema grundsatzlieh nochmal zu prufen 
Bewertungsbelspeie wurden Korchenkreosverwattungen 
on 03/2017 zur Verfugung gestellt 

Beratungsangebot fur Korchenkreos sollte ausgebaut 
werden 

53 · HoherAufwand fOr doe KK: Aufstellung der Wortschaftsplane Uberlegungen zur Vereonfachung der Haushaae kleoner 
(Haushaasansatze prOfen, mehrjahrige Finanzplanung, Anlagen, KOrperschalten werdenon der AG Revosoon KF-VO 
etc.), Bilanzierung, Haushaaswesen, Jahresabschluss, gepruft (Idee Doppelhaushalte nur 
Auswertungen Gesamtergebnisplanung und I oder eone Dofferenzoerung 

on rosokoreoche und rosokoarme Gemeonden) 

54 zentrale Holfsdokumentenerstellung: Umsetzungsaufwand nach Word auf Grund der Ausrochtung des 
Änderungen im Eingruppierungsrecht oder z.B. in der Arbeotsrechtsdezernates doe auf konzeploonelle Arbeot 
Arbeitszeitberechnung for Küster in 2016, mossen in jedem Amt ausgenchtet ost zukunftog eon Arbeitsschwerpunkt 
indMduell entwockea werden, statt Hilfsdokumente/Vordrucke zur werden 
Umsetzung zu erhalten. (Beschlussempfehlungen, 
Vertragsformulierungen, Berechnungstabellen, Infos an 
Mitarbeitende ... ) Verbesserung bzgl. Rechtssicherheil und 
Vereinheitlichung in den Personalverwaltungen auf EKiR Ebene" 

55 · Haushaa. Anlagen reduzieren Anlagen zu Haushatt und zu Jahresabschluss werden 
uberpruft, ob soe ggfs großenabhangog reduzert werden 
konnen Rosokoabhangoge Reduzoerung ost beo der 
ReviSIOn derKF-VO vorgesehen 

56 Losungen nicht doppea erarbeiten (im LKA und vor Ort) Bsp. Landeskorchenamt word onterne Losung I ur Beschaffung 
Ökofaire Beschaffung entwockeln der soch Korchenkreose und 

Korchengemeonden auf freiWllloger Basos anschloeßen 
kOnnen Verbondliehe Vorgaben funktoonoeren noch! 
wegen dezentraler Losungen Intranet zum Austausch 
nulzen 
Zur zeroralen Beschaffung word doe Losung eoner 
anderen Landeskorehe getestet (Plattform fur 
nachhaltoge Produkte). doe dann ggf auch 
Korchenkreosen und Korchengemeonden angeboten word 

57 Hi~reich ware eine konsistente Genehmigungspraxis bei Doe Grunde Sind sehr unterschoedllch wechselnde 
Satzungen. Je nach Sachbearbeitung im LKA werden seibist im Bearberter Satzungen wurde mot Auflagen genehmogt 
Amtsblatt zeitnah verOffenUichte Texte oder Texte aus spate Beteologung molberatender Dezemate Den 
Mustersatzungen (Friedhof) nicht genehmigt Ursachen muss om Eonzelnen nachgegangen werden 

An den Ursachen word gearbeotet, bessere onterne 
Abostommung setzen von Standards FAO-Listen 
Erstellung ''amtliche(' Muster geplant 

56 VorprOfung gemeindlicher Satzungen durch Kirchenkreise worde zu Fachkompetenz on den Verwaltungsamtern muss erst 
EnHastung auf landeskirchlicher Ebene führen. Dann kOnnten aufgebaut werden Mustersatzungen als Holle zur 
wiederholt auftretende Fragen gebündelt werden Velfugung stellen Satzungstorbildungen werden sert 

September 2017 angeboten 

59 Personalbearbeilung: Einnchtung eoner zentralen Stelle rar Fur Korehenbeamtinnen und Korehenbeamte ost KK 
Personalverwaltung (ggf. mit Außenstellen) mot dem Effekt: Doenstherr Ubertragung von Aufgaben an LKA ware om 
Standardisierung, Vergleichlbarkeot, Wegfall von Wege von Delegatoonen magloch aber Verhaltnos zu 
Genehmogungsvorbehalten. Genehmogungen von LKA als AufsochtsbehOrde? 
Personalangelegenheoten on eone Hand legen, entweder LKA oder 
KK Verwalluna 

60 Es verwundert jedes Jahr auf's Neue, dass die Landeskirche bei Es geht noch! um eone Abfrage der Zahl der Pfarrstellen 
den Korchenkreosen doe Zahl der Pfarrstellen at:tragt. Die müssten sondern um zukunftoge Planungen Doe konnen om LKA 
dort eigenHich bekannt sein noch! bekannt seon (bos auf harte Fakten woe 
Immerhin gab es doeses Jahr erstmals eine (richtoge) Aufstellung als Ruhestandsversetzungen, u a ) Perspektovosch ware es 
Vortage. rnOgllch auch auf doese Abfrage zu verzochten wenn doe 

Korchenkreose Planungen on PersonaiOffoce eontragen 

61 Erstellung von ProtokollbouchauSZOgen, hier insbesondere das Dezernat befurwortet deutliche Vereonfachung Woe doe 
Einholen von Unterschrift und Siegel. Die Führung des Siegels genau aussehen kann, muss noch gepruft werden AG 
sollte nicht durch mOgliche Übertragung, sondern grundsatzlieh bei zu dern Thema fur 2019 geplant 
der Verwattuno lieaen. 

62 ProtokollbouchauszOge zulassen, dass doe Richtigkeot des Auszuges Dezernat befurwortet deutliche Vereonfachung Woe doe 
von anderen- dazu ggf. speziell beauftragten Personen - genau aussehen kann. muss noch gepruft werden AG 
beglaubigt werden zu dem Thema fur 2019 geplant 



30 

~d 
LS 2018 

Nr. 
Rückmeldung Umsetzung I Wellerarbell I Bewertung damll 

befasst 

63 ProtokollbuchfOhrung· Ver):tlichtung zur festen Bindung aufheben, Dezernat befuiWortet deutliche Vereinfachung W1e d1e 
elektromsche Führung zulassen, elektronische Unterschrift als genau aussehen kann muss noch gepruft werden AG 
Unterschrift ermoglichen zu dem Thema fur 2019 geplant 

64 Bei den verbleibenden arbeitsrechtlichen Genehmigungsverfatven Dezernat befuiWortet deutliche Vereinfachung W1e d1e 
reiCht es, wenn d1e Amtstellung anstelle von Protokollbuchauszogen genau aussehen kann. muss noch gepruft werden AG 
den Beschlusstext m~ Beschlussnummer und zu dem Thema fur 2019 geplant 
Abstimmungsergebnis ins jeweilige Antragsschreiben Obernimmt 
und per Untersctvlft bestat1g~ D1es sotne auch for d1e Beteiligung ln Bezug aus das arbe~srechtliche 
der MAV geHen. Dieses Verfahren konnte auch gelten for d1e Genehmigungsverfahren erubngt s1ch d1e Frage 
Genetvnigungsverfahren in Zusammenhang mrt Welche Untertagen d1e MAV fur erforderlich haH und 1n 
Pfarrd1enstangetegenherten, m~ Ausnahme der Pfarrstellen welcher Form entzieht SICh e1ner Regelung durch d1e 
begrondenden Verfahren (Pfarrwahl, Versetzung) Landesk"che 

65 Grundsatzlieh mehr StandardiSierung durch Zurverfügungstellung Erarbe1tung 1st grundsatzlieh Sinnvoll. benot1gt aber Zelt 
von Mustern Der Aufbau emer zentraten Muster-Verwaltung hat 
z.B. VerwaHungsverfahrens- und Zustellungsgesetz begonnen 

66 Sehr großen Aufwand verursachen Anfragen und (Neu- Grundsatzliehe Uberarbe1tung der statiStischen 
)Regelungen des LKA, die z. T nur mrt erheblichem Aufwand Erhebungen geplant (zentrale Aspekte Notwend1gkert 
umsetzbar sind Manchmal werden Neuregelungen auch wieder Nachfrage Steuerungsrelevanz Verpflichtung) 
zurück genommen, nachdem die VeiWaHungen vor Ort aber schon "Reform" als Projekt 1n Zusammenarbelot m1t KK und 
Arbe1tskapazitat 1n deren Umsetzung gesteckt haben. KGM geplant Im Rahmen der geplanten Reform werden 
z.B. allgemeire Statistik , z.B. im Personal- und auch TellautomatiSierungen bei clen Erhebungen 
Uegenschaftsbereich, können z. T . erst bearbeitet werden, geplant Der lnfo-Bere1ch 1m Intranet w"d neu aufgebaut 
nachdem mehrfach Rückfragen wegen Unklarhe~en gesteiH wurden und z B durch FAQs und Arbe1tsh1~en erganzt 

67 Dienstanweisungen der Pfarrerinnen n1cht mehr VOIZUiegen, wennn Setz! Ubernahme von PersonalOfflee auf 
alle Kirchenkreise Personatafice verwenden Kirchenkreisebene voraus E1nfuhrung von 

PersonaiCXf1ce 1st 1n der Umsetzung sobald der 
ube1W1egende T e1l der K"chenkre1se PersonaiCXf1ce 
nutzt kann der Vorschlag umgesetzt werden 

66 Haushansplanung auf 2-Jahres-Turnus umstellen, Budgets DoppelhaushaH 1st 1n Prufung und 
festlegen. (Gerade for d1e HaushaHe kle1nerer und m1ttlerer Wird allse1ts positiV gesehen Ist u a abhang1g von 
K"chengemeinden mrt ihrer gut planbaren und wenigen K"chensteuerschatzung und Turnus 
Veranderungen unterlegenen jaMichen Ein- und Ausgabestruktur Soll 1m Zuge der ReVISIOn KF-VO emgefuhrt werden 
würde sich die Erstellung von DoppelhaushaHen anbeten. ln den 
VerwaHungen könnte der Aufwand deutliCh reduZiert werden, wenn 
zukOnftig jahrlieh nur für die Hallte der einem Amt zugeordneten 
Rechtstrager em (Doppel-) HaushaH erstein werden müsste. Dies 
worde e1n deutliChes Zeichen gegen d1e VIel beklagte stand1ge 
Auswertung des Aufwands für kirchliche VerwaHungen setzen und 
gleichzeitig die Ehren- und HauJ:(amtlichen 1n den 
Kreissynodalvorstanden und Presbytenen/Fachausschossen 
deutlich entlasten - ohne wesentliche Gesichtspunkte der 
Steuerung außer Acht zu lassen.) 

69 Da alle Informationen zur Pfarrbesoldung im LKA vorliegen, sotne Das Dezernat befuiWortet den Vorschlag des 
die monatliche Meldung aller Kirchensteuerstellen entfallen K"chenkre1ses Jedoch 1st noch z.u prufen welche 

R1s1ken und elforderliehen Anpassungen 1m System 
(PersonaiCXf1ce Auswertungen) und 1n den 
bestehenden Prozessen (1ntern und extern) notwendig 
Sind Zudem musste das Finanzausgleichsgesetz (FAG) 
SOWie d1e Durchfuhrungsverordnung (DVO-FAG) 
geandert werden 

70 GenetvnigungsvorbehaHe Prinzip der stillschweigenden Be1 allen Vorschlagen mitbedenken Es g1bt InzWischen 
Zustimmung einführen e1ne L1ste m1t allen GenehrrugungsvorbehaHen Im 

Rahmen der Klarung uber d1e We1terarbert an d1e Liste 
muss auch der Auftrag zum Milbedenken d1eser 
Vanante gegeben werden 
Wird 1n TellproJekt "Aufsicht" weiter bearbeitet 

71 Sehr großen Aufwand verursachen Anfragen und (Neu- Formulierungshilfen kennen 1m E 1nzetfall erarbe1tet und 
)Regelungen des LKA, die z. T . nur m~ erheblichem Aufwand zur Velfugung gesteiH werden 
umsetzbar sind. Manchmal werden Neuregelungen auch wieder 
zurück genommen, nachdem die VeiWaltungen vor Ort aber schon 
Arbeltskapazitat 1n deren Umsetzung gesteckt haben. 
z. B. Stellenbeschreibungen Berufsgruppe 5.1: hierzu gab es keine 
Arbe~shi~e. Jeder KK musste selbst klaren, wie man gerechte 
einhertliche Stellenbeschreibungen anfertigt 

72 VeiWeise auf nicht mehr existierende Normen entfernen· Bsp Wurde 1m Wege der Rechtsberem1gung 1n v1eten Fallen 
existiert§ 42 BAT-KF n1cht mehr umgesetzt Fur zukunft1ge Falle w"d d1eser Punkt 1n d1e 

Prufung der Rechtsformlichkett von Gesetzes 
aufgenommen 
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73 Grundsatzlieh mehr Standardisierung durch Zurverfügungstellung Bedarf mt dem Datenschutzbeauftragten der EKD 
von Mustern kommuniZieren DVSO.EK1R muss angepasst werden 
z.B. Datenschutz. Hilfreichware ein digitales Musterformular rar die Das erfolgt 2018 wegen Anpassungsbedarf an 
VerJ:llichtung von Mitarbeitenden auf die Verschwiegenhei~ in das geandertes DSG-EKD 
nur noch die Daten des Einze~alles eingetragen werden müssen. 
Es mosste rar die Verwa~ung leicht erkennbar und zuganglich sein, 
ob es sich bei dem Muster um die jeweils aktuelle Fassung handelt 
I (qqf. Ober die Plattform?) 

74 Wegfallen kOnnte die GenehmigungspHichi fOr die Annahme von R1s1ko muss abgewogen werden ggf Fallvananten 
Vereinsmrtgliedschaften differenZieren RISikobewertung Wird 1n Uberarbe1tung 

KF-VO mrtbedacht 

75 Einheitliche E-Mail-Etikette festlegen. Be1 eindeutiger Bezeichnung Ist ke1n techmsches Thema Et1kette kann als Dokument 
im Betreff konnten insb. Lk Mails schneller bearbeitet werden 1m neuen Intranet hinterlegt werden 

Soll 1n e1n Teilprojekt aus dem Themenleid 
'1<ommun1kat1on" aufqenommen werden 

76 Verwa~ung als Dienstleistungsunternehmen betrachten Das entsprechend veranderte Selbstverstandn~s bed1ngt 
e1ne Kulturveranderung, d1e 1m Gange 1st und befördert 
w~rd Der Durchdnngungsgrad 1st unterschiedlich Ggf 
könnte der Veranderungsprozess systematisch 
bel neben werden Soll1n e1n Tellprojekt aus dem 
Themenfeld "Kommun1kat1on" aufgenommen werden 

77· Bedienen des Web-Vorsystems durch re1nes Atxippen von OCR-Anwendung soll erpwtx und 1n der neuen 
Rechnungsangaben, oooohl dig1tale Daten der Rechnung Software urngesetzl werden 
vorhanden sind = zu hoherAufwand LOSung: OCR 

78 Bitte an das LKA: transparente Bewertungskriterien, die zu den D1e Kntenen der KGSt stehen zur Verfugung 
Bewertungsergebnissen führen zur Verfügung stellen kurz1nst1ge Schulung bzw nochmalige 

Zurverfuaunastelluna umsetzbar so 
79 Grundsatzlieh mehr Standardisierung durch Zurverfügungstellung Wird fur den Bere1ch IT -S1cherhert 1m Zuge der 

von Mustern, z.B. IT -Konzept Erstellung des Sicherheitskonzeptes fur das LKA 
gemacht Soll for kOnf11ge Prozesse starker h1ns1chthch 
e1nes sinnvollen Angebotes gepruft werden 

80 Wenn vom Landeskirchenamt E-Mails z.B an die Wird 1n Tellprojekt aus dem Bere1ch "Kommunikation" 
Superintendenturen oder alle Kirchengemeinden etc. verschickt werter verfolgt 
werden, sol~e aus dem Text ein Verteiler hervorgehen und schnell 
erkennbar sein, um umötige We1terlertungen von E-Mails zu 
vermeiden. 

81 LKA: keine Antworten, wechselnde Bearbe1ter, keine Kapazitat für Vielleicht 1st für manche Arbe1tsbere1che, das 
Beratung (standige Quelle von Aufwand und Mehrarbeit) Ticketsystem e1ne H1lfe zur Clfgan1sat1on 

Wird 1n Teilprojekt aus dem Bere1ch "Kommun1kat1on" 
we1ter verfolgt 

82 Abwesenheit wegen Urlaubs oder Krankheit erschweren nicht nur Clfgan1satonsch 1st das s1cher gestellt D1e 
die Arbeit im LKA, sondern auch in der Verwa~ng der mittleren Geschartsverte1lung we1st durchgehend Vertretungen 
Ebene. Die Dienste im LKA sol~en so organisiert sein, dass sie trotz aus Prozessbeschre1bungen. Stellenbeschreibungen 
Urlaub und Krankhert for Kirchenkreise und Kirchengemeinden und Leitfaden fördern quahiatsvolle Vertretungen 
erbracht werden Wird 1n TeilprOjekt aus dem Bere1ch "Kommun1kat1on" 

we1ter verfolgt 

83 Genehmigungspflicht könnte entlaDen rar die Uberlassung Grundsatzlieh rnoghch. R1s1ko zuerst abNagen 
gottesdienstlicher Raume zu anderen als gemeindlichen Abstimmung m1t Abt 1 erforderlich 
Veransta~ngen (hier könnte Leitfaden Orientierung geben) 

Umsetzung der Anderung fur 2019 geplant 

84 Genehmigungen vom KSV auf Einzelpersonen in der Muss derze1t for jedes Genehmigungsverfahren 
kreiskirchlichen Verwaftung übertragen, wem vorgeschriebene gesondert gepruft werden und jeweilS d1e 
Muster des LKA verwendet wurden Voraussetzungen (z.B "amtliche" Muster) geschaffen 

werden 
Wird 1n den Teilprojekten we1ter verfolgt 

85 Wegfallen kOnnte Genehmigungspflicht bei der Annahme von R1s1ko muss abgewogen werden VerzJcht auf 
Vermachtnissen, bei denen GrundstOCke Bestandteil sind Genehmigungsvorbehalt problematisch da d1e 

Fallkonstellationen sehr unterschiedlich s1nd 
Risikobewertung Wird 1n Uberarbertung der KF-VO 
mitbedacht 
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86 Zentrale Beschaffung orgarisieren: mit WEB-shop, ggf. EKD-wert Es hat bere1ts e1nen Test m1t e1nem Beschaffungsportal 
1m LKA und e1ner E1nnchtung gegeben. ErgebniS n1cht 
befned1gend Auf EKD-Ebene Rahmenvertrage nutzbar 
aber wen1g attrakbv ZD wollen uber das EK1R-Portal de 
Beschaffungsverantwortlichen vernetzen d1e 
Kommunikation von best-practlce-BeiSplelen 1m Portal 
fordern. ggf Beschaffungskonsortien erre1chen Z1ei1St 
auch d1e Berucks1cht1gung Okofa~rer Kntenen 
Verbindliche Mengen erforder1ich um attraktiVe 
Kond1t1onen zu erreichen Rahmenvertrage daher 
grundsatzlieh kaum gee1gnet 
Zentrale Losung 1st bis auf We1teres unrealistisch, da 
ke1ne AkzejXanz be1 K1rchenkre1sen und 
Kirchengerneinden Ke1ne Vorschnften. besser 
Vertrauen schaffen, vone1nander lernen und 
venemander prof1t1eren 
Fur d1e lk Beschaffung Wird d1e Losung e1ner anderen 
Landeskirche getestet, d1e dann bei Praxistauglichkelt 
auch KK und KGM angeboten Wird 

87 Be1 GrundstOCksangelegenheiten und Entwidmungen dauern d1e KommunikatiOn"" den Dezernaten und m1t den 
Genehmigungsverfahfen zu lange (Erlauterung aus dem KK: Kirchenkreis soll verbessert und transparent gestattet 
Genehmigungsantrag des KK an LKA dauert im FAll e1ner werden Ggf auch m1th1ife e1nes elektr Workflows 
Entwidmung von Marz 16 bis Ende August 16, Verkauf Gebaude 
dauert von 1.12.15 bis 20.04.16 jeweils bis zur 
GenehmiqunQSerteilunq) 

86 Beschleunigung des Bau- und Finanzierungs- Im Bereich der Bauberatung wurden bereits 
Genehmigungsverfahrens Vereinfachungen vorgenommen, 1 o zu prufen w1rd 1n 

Uberarbe1tung KV-FO berucks1cht1gt 
89 Doppelungen 1n Struktur und Namensgebung auflösen: Sollte so weltgehend w1e maglieh an den ubilchen 

Reinvermögen I Eigenkapital / Finanzplanung I Kaprtalflussplanung Sprachgebrauch 1m Wirtschaftsleben angepasst 
I Gew1nn- und Ver1ustrechung I Ergebnisrechnung werden Gle1ches gle1ch und Ungleiches ungle1ch 

benennen 

Wird 1m Rahmen der Rev1s1on KF-VO m1t bedacht 

90 · Anderer Vorschlag· vollstandige kaufmannische Buchfuhrung vollstand1ge Ubernahme 1st mcht sachgerecht Mehr 
nach HGB HGB 1st anzustreben 

KF-VO 1st HGB+, enthalt also auch Regelungen zur 
Planung nd zum IKS (die 1m HGB fehlen) 
Im Rahmen der Rev1s1on KF-VOw1rd e1ne großere HGB 
Nahe m1t bedacht, e1ne komplette Ubernahrne 1st aus 
sachlichen Grunden n1cht möglich 

91 Sprtzabfechnung von FinanzsirOmen der einzelnen Ebenen Ergebnis AG K~rchensteuerverte1lung abwarten 
innerhalb der EKiR notwendig? VerhMnis von Aufwand und Ertrag 
I prüfen 

92 Be1 Briefwahlen vertretbare Wahlbeteiligung fOr Aufwand, KL arbe1tet an Vorschlag fur PWG-Reform, u a an der 
ansonsten nicht Frage der E1nfuhrung von Onl1ne-Wahlen Vorschlag 

soll aber 2020 erst erprobt werden 
93 Aufhebung der Regelung, dass nach Feststellung der Zahl der KL arbe1tet an Vorschlag fur PWG-Reform, u a an der 

Presbyterinnen (§ 65 PWG) im Falle einer nicht ausreichenden Frage ob be1 n1cht ausreichender Vorschlagsliste d1e 
Vorschlagliste die Zahl mcht mehr korng1ert werden darf Gemeindeversammlung wahlen soll, m1t der OjX1on d1e 

Anzahl der Vorschlage noch andernzu konnen 
Vorschlag soll aber 2020 erst erprobt werden 

94 Homogene IT-Struktur for alle ki rchlichen Körperschaften, z.B. D1e Grundlage wird durch das neue Portal gelegt Zur 
Nutzung von Session Ze1t f1nden Untersuchungen fur d1e flachendeckende 

Nutzung von Sess1on und PersonalOfflee statt Muss fur 
den E1nzelfall (fiachendeckende Anwendungen) gepruft 
und m1t bestehenden Verfahren 1n den KK abgeglichen 
werden 
Bestehende flachendeckende Anwendungen werden an 
das Portal angebunden 

95 Elektronisches Gemeindeverzeichnis LKA- mit Suchfunktion und E1ne Real1s1erung 1st m1ttelfnst1g realistisch Uberdas 
nutzbar als Adressdatenbank. Die Kreiskirchlichen Verwa~ungen neue Portal g1bt es e1n globales Adressbuch. dort s1nd 
haben das GVZ nur in Buchform, das macht die Handhabung alle Personen d1e EK1R de benutzen e1ngetragen 
sctmer. Toll ware eine Funktion, bei der E-Mail-Adressen angektickt 
werden kennen und sofort in der E-Mail-Funktion erscheinen. E1ne elektromsche Form des Geme1ndeverze1chntsses 

be1 dem Gruppenbildung oder d1erekter Mallversand 
moghch 1st. 1st 1n Planung 

96 Neue Personalentwicklungsinstrurnente, z.B. Praktika fOr Wird se1tens des Verwaltungsdirektors sehr befurwortet 
FOhrungskrafte Umsetzung durch Dezernat 2 2 

Muss aber erst noch entwickelt werden 
Fuhrungskraf1esem1nare gab und g1bt es bere1ts 
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97 Beauftragung rar Arbeitsfelder (Datenschutz, Gleichstellung, Vere1nfachungsmogllchke1ten mussten erst gepurft 
Arbeitssicherheit etc) die 1mmer kleinteiliger werden, reduzieren auf werden Soll 1m Tellprojekt 'Ehrenamt" we1ter verfolgt 
ein Mindestmaß werden, Gew1nnurg von Ehrenamtlichen fur d1e 

Aufgaben, die noch notwend1g Sind 

98 Um ein besseres Verstandnis für die Arbeitsablaufe und Probleme Ist bere1ts 1n E1nze~a11en praktiZiert worden und soll 
bei der Umsetzung von Neuregelurgen zwischen der oberen und ausgebaut werden 
mittleren Verwalturgsebene zu erhalten, sollten Mitarbeitende des 
LKA und der Verwalturgsamter jeweils in der anderen 
Verwaltunoseben~e hosblt1eren 

99 Darober hinaus sind auch die Eingangsbestatigungen des LKA Im arbeitsrechtlichen Genehm1gurgsverfahren wird es 
entbehrlich, die inzwischen nicht selten zeitgleich mit der wegen der Anderurg des Verfahrens 1n Zukunft ke1n1e 
Genehmigung in der Post sind, was ja auch durchaus positiv E1ngangsbestat1gungen mehr geben Be1 den ubngen 
festzuhalten ist. Die Bestatigungen stammen aus einer Zeit mit E1ngangsbestat1gungen wird uberlegt, die kUnft1g um 
erheblichen Arbeitsrockstanden. Zwischenbescheide zu erganzen oder s1e dadurch zu 

ersetzen Ausserdem soll an dem Thema 
Serv1ceonent1erung und Erled1gungsfnsten gearbeitet 
werden 

100 Verzicht auf Zeitverteilung, stattdessen Zurechnurg von Anforderurg an d1e ILV fur Geme1nden KK undWerke 
Personen zu Kostenstellen (Einbußen an Genauigkeit in der Wird uberpwft 
Kostenverteilurg sind geringer als der Nutzen, der sich aus der 
ersparten Arbeit ergibt) 

101 . Unklare und unnotig komplizierende Bestimmurgen, Ruckwirkende KF-VO-Anderungen werden nach 
hauptsachlich Im Bereich der Bewerturgsregeln. Zum besseren 
Verstandnis abspecken. Standige Änderungen in den HandbOChern 

Mögl1chke1t verm1eden 

zur KF-VO konn~en kaum noch nachgehalten werden. 

102 . Anderungen in der KF-VO: Neuberechnurg, Neubuchurg, Ruckwirkende KF-VO-Andeurngen werden nach 
n~eue Bilanz. Stichwort Bewertungsprozess für GrundstOcke ohn~e Moghchke1t verm1eden 
AHK, zunachst Bodenrchtwerte Umstellurgsjahr, dann 
Bodenrichtwerte indiziert auf Anschaffurgsjahr. (Bitte Regelurgen 
tiefer durchdenken, bevor sie in die KF-VO Eingarg finden. Denn 
manche Änderungen haben Auswirkungen z.B. auf die Darstellung 
in den Bilanzen. Diese sind dann in den geanderten Punkten nicht 
mehr miteinander vergleichbar. Dies führt gegenüber den 
ehrenamtlichen Gremien zu erheblichem Erklarurgsbedarf und 
fördert nicht das Vertrauen in das NKF.) 

103 Kollektenabwicklurg, Kirchensteuerverbuchung, Belegwesen, Anforderurg 1st aufgenommen 1n Lastenheft fur d1e 
Haushalts- und Abschlussdokumente etc. haben Aufwand in der Ausschreiburg e1ner n~euen Software fur d1e 
Flnanzverwalturg verdoppelt F1nanzbuchalturg 

Darstellungsformen sind wenig nutzbringend (es geht um die 
Software, die Auswerturgen die man erstellen kann sind wenig 
hilfreich) 

104 Verschlankurg des Verwaltungsstrukturgesetzes: Regelungen aus Gesetz muss von Nichtjuristen verstanden werden 
hoherrangigem Recht mossen nicht wiederholt werden Möglichkelten und Notwend!Qkelten mussen 1n 
Das Gesetz sollte in eine Onentierurgshilfe umgewandelt werden unterschiedlichen Tellprojekten we1ter verfolgt werden 
Mehr Ermessen vor Ort 

105 Schriftgutverwaltung: Ablage I Archiv: elektronischer Das 1st e1n großes Projekt und muss sorgfaltig geplant 
Einheitsaktenplan mit Suchfunktion fOr alle Körperschaften der werden, da es m1t den verschiedenen Fachanwendurg 
EKiR: ggf. als Zwischenschritt digitale Fassung des Aktenplans verbunden werden muss und auch m1t den 
autorisieren versch1eden~en Dokumenten-Management-Systemen 

abgestimmt se1n muss H1er sollte IT beteiligt werden 
Der se1t 2004 ex1st1erende Einheitsaktenplan hegt 
bere1ts d1g1tal (und damit elektronisch recherch~erbar) 
vor E1n1e E1nblndurg 1n Fachanwendungenware e1n 
gesondertes Projekt da 1m Rahmen e1n~es Workflow-1 
Dokumentenmanagement-systems umgesetzt werden 
konnte 

106 . Die Vergabe von Berechtigungen in der Finanzbuchhalturg, Kann uber das ldent1tatsmanagement 1m n~euen Portal 
z. 8. beim Ausscheiden/Wechsel eines Presbyteriumsmitgliedes, gelost werden. zum1ndest kann der Workflow schnell 
sollte auf die Verwalturg delegiert werden. Sollte dieser Vorschlag abgebildet werden D1e Pflege der Deta 1lberecht1gurg 
nicht umsetzbar sein, sollten diese Änderurgsverfahren Wet>- bleibt 1n MACH 
basiert erfolgen und nicht wie bisher auf Excei-Listen Wird 1m Zuge der Softwareevaluation berucks1cht19t 

107 Visitation Anderung des V1s1atK>nSgesetzes fur LS 2019 geplant, 
• E1nzure1chenden Unterlagen reduzieren um die unter Berucks1cht1gung folgender Punkte ke1n1e 
Haushaltsobersicht mit Anlagen, diese Unterlagen liegen der verpflichtende Verwendurg e1n~es V1S1tat1onsbogens, 
Aufsicht bereits vor ke1ne Bete111urg der KL mehr an den VISitationen. KL 
• Gemeindlicher Statusbericht hilreich kann besondere Fragestellungen fur d1e VISitation 
• Änderurg des Fragebogens, reduzieren auf Kernaufgaben und vorgeben erganzende lnstrumentanen vorsehen 
Modularisierul'lg für die weiteren Aufgaben der Gemeinde 
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108 Verzicht auf alle Standigen Ausschüsse, dafür 2 Synoden im Jahr AG schlagt Dynam1s1erung der Synoden- und 
Ausschussarbeit vor Pras1d1alkanzle1 pruft Moghchke1t 
von zwe1 Synoden je Jahr, Stand1ge Ausschusse sollen 
beibehalten werden 

109 Be1 Prozessen besseres Material, Vorlagen, Tools, Konnen 1n Zukunft IJber das neue Intranet bereitgestellt 
Mustersatzungen erstellen, auch sonst rocht alles selber erstellen werden 
mossen, Vorlagen, Handreichungen zur Umsetzung von ln Bezug auf laufenden Bedarf Verwattungslerter 
Neuregelungen aus dem LKA bekommen e1nbez1ehen Fur Neues Empfehlungen geben 

Kolleg1um und Abteilungsleitende mossen darauf 
achten Zustand1gke1t klaren 
Wtrd 1m Te1loro ekt "Kommumkat1on" we1ter verfolat 

110 Die neu eingeführte Vorschrift zur Genehmigungspflicht rar Mrt der E1nfuhrung der Genehm1gungsf1kt10n und der 
kirchliche Haushatte führt zu zusatzlichem Aufwand, ohne Entwicklung von Matenahen sow1e der Votverlegung der 
zielführend zu sein. Künftig mossen die Haushatte noch frOher Bekanntgabe der lk Planungsvorgaben wurde auf 
geplant werden, um schon zur KSV-S1tzung im Dezember Anmerkungen bere1ts reag1ert Zeltplanung 1st 
vorzuliegen. Sofern ein gemeindlicher Haushalt nicht votverlegt 
genehmigungsfahig ist, befindet sich die Gemeinde danach in einer Anliegen wtrd se1tens Dezernat 4 2 we1tetvelfolgt 
haushaltslosen Ze1t Ob 1hr das tatsachlich ober die finanziellen 
Probleme hinweghilf!, se1 dahin gestellt 
Die neue Genehmigung mag verstarkter Ausdruck der kirchlichen 
Vermögensaufsicht sein, diese sollte aber nicht dazu führen, dass 
die Planungsprozesse unter noch starkerem Zeitdruck erfolgen 
mossen. Darober hinaus müssten die landeskirchlichen 
Planungsvorgaben dann künftig auch noch frOher bekannt gemacht 
werden. Eine Bekanntgabe erst Mitte Se~ember reicht for die 
Planungsprozesse dann nicht mehr aus. Wir sollten wieder starker 
in den Blick nehmen, dass Geld rar unsere Kirche nicht das 
Wesentliche Kriterium ist, sandem lediglich ein Mittel zum Zweck. 

111 Das HGB nicht als A und 0 rar das kirchliche Finanzwesen E1ne we1tere Annaherung an das HGB wtrd angestrebt 
ansehen und d1e Bestimmungen I Anforderungen auf das rar die auch 1n anderen Bere1chen g1bt es Branchenregelungen 
kirchliche Verwaltung Notwendige einschranken. (z.B fur Banken) 

Anpassung an HGB erfolgt so gut es geht e1ne 
komplette Ubemahme st aber mcht moglich. da d1e 
Ktrche n1cht auf Gewtnnerz1elung ausgenchtet 1st 

112 Anpassung KF-VO an HGB führt zu weniger Aufwand und Annaherung 1st wunschenswert und wtrd angestrebt 
Kompatibilrtat mrt bewahrten Softwareprodukten aus der Wirtschaft Re1nes HGB 1st aber n1cht sachgerecht 

Frage der e1nhe1thchen Software (Konsolidierung) 1st 
ke1ne HGB-Frage 

113 . Telefonische Erreichbar1<eit des NKF-Teams EKiR von der Kann kurzfnst1g umgesetzt werden wenn d1e 
LKA-Kernarbeitszert abkoppeln, z. B. taglieh 7.30 h -18.00 h o.a. notwendtge Personalaufstockung bewilligt wtrd (ggA-
Dies würde eine bessere Betreuung bei Problemen m1t der MACH- F1nanz1erung) tag11ch 8 bis 16 Uhr außer Fre1tag (b1s 18 
Software etc. gewahrleisten, weil die Arbertszert in den Uhr geht nur mrt Personalaufstockung) 
Kirchenkreisen und Gemeindeverbanden anders strukturiert Sind 
und so die Erreichbarkeil des Setvicedienstleisters NKF-Team in -> 1n Tellprojekt "Kommun1kat1on als T e11 der 
der Arbeitszeit vor Ort einen wesentlich großeren Zeltraum Dmnstle1stung" 
umfassen würde. 

114 Reduz1erung der Buchungsanordnungen Nur unter Wahrung des V1er-Augen-Pnnz1ps und ggf 1n 
Verbindung m1t Emfuhrung der lnnenrev1s1on Im Projekt 
KF-VO nochmal prufen. ob e1n ns1koonent1eter Ansatz 
gewahlt werden kann. z B be1 Betragen unter 20 Euro 
wenn Betrage nur we1ter geleitet werden oder bei 
Umbuchungen 

115 Kollekten abschaffen, Aufwand betriebswirtschaftlich n1cht mehr Aus theologischen Grunden n1cht s1nnvo11 
vertretbar Betnebsw1rtschafthcher Aufwand soll durch Umstellung 

auf elektronische Kollektenmeldungen m1n1m1ert 
werden Prufen w1e das Z1el d1e Kollekten 
grundsatztich zu erhalten m 1t wen1ger Aufwand erre1cht 
werden kann (z.B Bar1<assen. Wertmarken etc.) 
Dezernat 5 2 pruft we1tere Vereinfachungen 

116 Im Allgemeinen und ganz besonders die Kirchensteuermeldung Das LKA erhalt durch d1e Geme1nsame 
betreffend ist z.B. die Erstellung von Statistiken fragwürdig. Warum Verrechnungsstelle d1e M1tte1lung uber d1e Hohe der 
muss man bspw. Kirchensteuer auf Abgeltungssteuer, die der Abgeltungssteuer und d1e Cleanng- Vorauszahlung zur 
kirchensteuervereinnahmenden Stelle von der gemeinsamen Kenntnis und nutzt d1ese Informationen, um d1ese m1t 
Verrechnungsstelle gemeldet wird, sodann an das LKA gemeldet den Meldungen aus den Kifehenkreisen abzugleichen 
werden? Konnte abgekürzt werden D1eses Vorgehen d1ent vor allem dazu d1e 

Kifehenkreise zu untersti.Jtzen und Fehlern 
vorzubeugen E1ne Festsetzung aller notwendigen 
Daten durch das LKA 1st n1cht mogl1ch. da d1e 
Kirchensteuerhoheit bei den Kifehengemeinden hegt 
(Ortsk~rchensteuerpru'lZip) Daher 1st es sinnvoll das 
blshenge Vertahren wellerzufuhren 
ErgebniS der AG Ktrchensteuetvertellung abwarten 
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117 Die althergebrachten Unterschriftsregelungen für Wird beraten werden rm Rahmen der Ubera rbertung der 
Feststellungsvermerke und Anordnungen sollten entschlackt KF-VO, vermutlich Wird Vrer-Augen-PnnZip nrcht 
werden. Hier wird gerade bei Kleinbetragen ein unangemessen aufgegeben Wird in der AG KF-VOwerter verfolgt 
hoher Personalaufwand erforderlich, der dazu führt, dass man 
Rechnungen, die eigentlich sinnvoll waren genauer zu prüfen, nicht 
im Blick behalt 
Die gesonderte Darstellung der "rechnerischen Richtigkeir in § 107 
KF-VO führt dazu, dass dieses Recht tatsachlich teilweise einzeln 
vergeben wird, auch wenn natürlich beide Rechte .auch derselben 
Person übertragen werden dürfen". Gerade unter den Bedingungen 
des Web-Vorsystems verzögert dies den Ablauf. 
Entlastung konnte ein Mindestbetrag bringen, unterhalb dessen 
Rechnungen keiner Anordnung bedürfen. Hier ist aber auch ein 
Umdenken mancher Kirchmeister erforderlich, die jede Rechnung 
selber sehen und oenehmioen wollen .. 

118 Setzung eigenen kirchlichen kollektiven Arbeitsrechts Oberdenken Hter stellt steh die Frage nach einer wentger 
aufwandrgen Alternatrve Tarrfvertrage srnd eher 
verha ndlungs- und verwaltungsintensrver Dre direkte 
Übernahme des TVOD mrndert nicht das Erfordernrs 
von Umsetzungsregelungen für den kirchliche Bererch, 
dre ebenfalls pantatrsch zu schaffen srnd ln 
Terlprojekten ''Tanfrecht" und "Ubernahme staatliches 
Recht" prUfen (Keine Dopplung von Recht) 

119 Es gibt viele Vorschriften, die konnten zusammengefasst werden, Kann grundsatzlrch umgesetzt werden, das findet 
vereinheitlicht und verstandlicher formuliert. Auslegung verbraucht jedoch serne Grenzen rn der Anknup(ung am TVOD und 
viel Arbeitszeit. Bsp. des Erfordernrsses der Ubertragung von dessen 

Die Entzerrung der Komplexitat des BAT -KF und der hiermit Vorschnften auf den kirchlichen Bererch Entfallt ber 
verbundenen kirchlichen Rechtsvorschriften Ubernahme staatliches Recht (Tellprojekt ''Tanfrecht") 

120 Neuregelungen im BAT-KF, d.h. immerwiederneue Anderungen, Kann versucht werden aber dre Anderungen ergeben 
die zudem oftmals im nachsten oder Obernachaten Amtsblatt wreder srch aus Beschlussen der Arbertsrechthchen 
geandert werden, verursachen erhebliche Mehrarbeit. (Nah der Kommtsston, dte ihrerseits Anderungen 1m TVöD folgen, 
großen Tarifanderungen im BAT-KF irn Jahre 2007 wurde der heute dessen Ubernahme jedenfalls rm SE- und wohl auch rm 
SE- und SD-Beriech zwermal grundlegend geandert, was im KK 300 SD-Bererch zwrngend rst 
Personalfalle bedeutet) Entfallt ber Übernahme staatliches Recht (Terlprojekt 

''Tarifrecht'') 

121 Gemeinden befragen, welche rechtlichen Vorgaben Oberhaupt Das durfte ergentlrch kern Problem mehr sern, werl dre 
umsetzbar sind, wenn hauptsachlich ehrenamtliche Mrtarbeitende Beglertung durch die Verwaltungsamter erfolgt Im 
das kirchliche Leben vor Ort organisieren Tellprojekte Ehrenamt I Rechtsberernrgung I 

Kommunikation 
122 Schnittstellen zwischen LKA und KK Ober Dokumentationen Dez 4 3 arberi et darober hrnaus grundsatzlieh an der 

vereinbaren und transparent kommunizieren Frage Was soll noch gedruckt werden- was geht auf 
welchem Kanal elektronrsch Und an der Frage Fur wen 
rst dreses Produkt eigentlich genau gedacht/gemacht? 
Terlprojekt Kommunrkatron 

123 Weiterleitung von Informationsmaterialien an Pfarrerinnen und Hrer kann kunftig das Protalrn Verbrndung mrt der 
Pfarrer sowie Kirchengemeinden Oede Kirchengemeinde hat eigene Ekir de-Adresse genutzt werden 
E-mari-Adresse)- dank der EKiR-Mail konnten das alle Terlprojekt Kommunrkatron 
landeskirchlichen Stellen direkt an die gewünschten Empfanger 
schicken - Einhaltung des Dienstweges durch Kapre an dre 
Superintendentur. 

Vorschläae die im Rahmen der alleemeinen Zuständiae~ im LKA bereits in Bearbeituna sind und I oder weiter verfolat werden· 
' 

124 Kommentierungen zur Verfügung stellen (KO, LOG; KF-VO) Grundsatzliehe sinnvoll, aber sehr arbeitsintensiv. Kann 
aus Zeitgranden nur Schrittweise erfolgen 

125 Statistische Erhebungen (Personalstatist ik, Kirchliches Leben in Grundsatzliehe Uberarbeitung der statistischen 
Zahlen, etc .): Nutzen ist zweifelhaft und viele handische Erhebungen geplant (zentrale Aspekte: Notwendrgkeit, 
Arbeitsvorgange Nachfrage, Steuerungsrelevanz, Verpflichtung) 

''Reform" als Projekt in Zusammenarbelot mit KK und 
KGM geplant. 
Anbrndung an Fachverfahren bzw- terlautomatisrerte 
Schnittstellen werden geprüft 
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126 Bei allem Verstandnis für Statistikinteressiert sollten entsprechende Grundsatzliehe Uberarbeitung der statistischen 
Abfragen auf ein unbedingt notwendiges Maß reduziert werden. Erhebungen geplant (zentra le Aspekte. Notwendigkeit, 

Nachfrage, Steuerungsrelevanz, Verpflichtung) 
"Reform" als Projekt in Zusammenarbelot mit KK und 
KGM geplant. Grundsatzliehe Überarbeitung der 
statistischen Erhebungen geplant (zentrale Aspekte: 
Notwendigkeit, Nachfrage, Steuerungsrelevanz, 
Verpflichtung) 
"Reform" könnte als Projekt in Zusammenarbeit mit KK 
und KGM umgesetzt werden. 

127 Stehen bei den Konkurrenzregelungen im Besoldungrecht Aufwand Rein wirtschaftlich betrachtet ist der Personalaufwand 
und Nutzen in einem guten Verhaltnis? höher als Einspareffekte aufgrund von 

Konkurrenzregelungen. D. h. die Falle, in denen die 
Zahlung z.B. von Familienzuschlag , die mit 
Konkurrenzregelung nicht gezahlt werden müssten, 
machen wengierAufwand als die Personalkosten fOr die 
Berechnung und Nachverfolgung dieser Falle. Ein 
Wegfallware aber Abkehr von dem Grundprinzip 
.,Übernahme von Landesrecht". Bei Rechtsstreitigkeiten 
keine Heranziehung von Kommentarliteratur und 
Urteilen Prozess wird geprOft. 

128 Anderungen sollten möglichst nicht rOCkwirkend sondern m1t 
ausreichender Ankündigungsfnst eingeführt werden. Die 
rückwirkenden Änderungen z.B. bei den Gebaudebewertungen 
haben zu erheblichem Mehraufwand und Frust bei den betroffenen 
Mitarbeitenden Qefohrt. 

129 Rechtssammlung halbieren- neue Gesetze und Verordnungen Es wurde eine erste Rechtsbereinigung durchgeführt. 
nach drei Jahren OberprOfen, ob das Ziel Oberhaupt erreicht wurde Reduktion muss inhaltlich sinnvoll sein. Ob sich die 
und noch sinnvoll ist Befristung von Gesetzen im staatlichen Bereich bewahrt 

hat, sollte geprüft werden. Eine weitere Reduzierung 
setzt inhaltliche Auseinandersetzung mit jeder 
Rechtsnorm voraus, das geht nur schrittweise. 

130 Vorgeschriebene lk. Mustervertrage sind in der Bearbeitung zu sehr Inhaltliche Uberarbeitung erforderlich. Layout 
eingeschrankt und kOnnten professioneller für die Bearbeitung (das vereinheitlichen. Was ins Intranet kommt muss zentral 
Ausfüllen) bereitgestellt werden. DarOber hinaus sind die Vertrage gesteuert werden. 
mit unterschiedlichsten Formatierungen innerhalb eines Kann ggf. beim Aufbau der Musterverwaltung 
Dokumentes versehen. Es Ist nicht klar, welche Streichung berücksichtigt werden. 
IErganzung eine Abweichung vom Mustervertrag darstellt und 
diesen somit genehmigungspflichtig macht. 

131 Aufbewahrungsfristen Im Aufbewahrungs· und Kassationsplan Eine lohnenswerte Fragen, die allerdings ein eigenes 
durchforsten und reduzieren, z.B. Pfarrdienst Urlaubs· und Projekt voraussetzt (Folgenabschatzung). Z.B. müssen 
Krankmeldungen ( Kassationsfrist 10 Jahre). Grundsatzlieh Belege 10 Jahre aufgehoben werden, auch ersetzendes 
Verkürzung auf die 6jahrige Fnst und/oder scannen der scannen ist aufwendig. F Kann im Rahmen eines 
Altregistratur bzw. des dauerhaften Archivgutes (Jahresabschlüsse) eigenen Projektes umgesetzt werden. Wichtig ist eine 
Änderung von § 2 Abs. 2 + 3 Aufbewahrungs- und genaue Risikoprüfung resp. die Beachtung vorhandener 
Kassationsordnung und § 3 (2) Aufbewahrungs- und (z. 8 . steuerrechtlicher) Vorschriften. Eine digitale 
Kassationsordnung I. V. mit dem geltenden Aufbewahrungs· und revisionssichere Archivierung muss in den einzelnen 
Kassationsplan. Eine Verkürzung der Fristen bzw. eine rechtliche Fachverfahren oder Ober ein DMS sichergestellt 
Grundlage zum Scannen bringt eine erhebliche finanzielle werden. Insgesamt ist hier vorab eine 
(Raummieten) und personelle Entlastung durch Reduzierung des Folgenabschatzung durchzuführen. 
Archivgutes 

132 Versand von Broschüren und anderen Druckerzeugnissen (z. T. Wenn alle Dinge aus dem Haus direkt an die 
müssen Anschreiben dazu kopiert werden, bei Endabnehmer gehen sollen· wird das den Verpackungs 
Flachenkirchenkreisen müssen die Sendungen neu verpackt und und Versandaufwand im LKA betrachtlieh erhöhen, 
verschickt werden ) auch die Versandkosten werden sprunghaft nach oben 

gehen. 
Dez. 4.3 arbeitet darüber hinaus grundsatzlieh an der 
Frage: Was soll noch gedruckt werden. was geht auf 
welchem Kanal elektronisch. Grundsatzliehe 
Reduzierung der Printprodukte und starkere Publikation 
im Intranet. 
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133 Unmittelbare Verteilung von Verteilschriften an Pfarrkonvente oder Wenn alle Dinge aus dem Haus direkt an die 
Prest7yterlnnen, nicht über dte VeiWaltung Endabnehmer gehen sollen - wird das den Verpackungs 

und Versandaufwand im LKA betrachtlieh erhöhen, 
auch die Versandkosten werden sprunghaft nach oben 
gehen. Hter kann künftig da Protal in Verbindung mit der 
Ekir.de-Adresse genutzt werden. 

Grundsatzliehe Reduzierung Printprodukte und starkere 
Publikation im Intranet ist angedacht. 

Vorschläae die inaltlich aeorUft sind aber nicht einzeln we~er verfolat werden oder bere~s erlediat sind· 
' 

134 Es gibt viele Vorschriften, die konnten zusammengefasst werden, ln Einzelfallen sinnvoll, führt wahrscheinlich nicht zu 
vereinheitlicht und verstandlicher formuliert. Auslegung verbraucht gravierenden Anderungen, da Personengruppen nur 
viel Arbeitszeit. Bsp .. eingeschrankt vergleichbar. 

Zusammenfassung der Vorschriften zu den erganzenden 
pastoralen Diensten und der Vertretungsregelung für Theologen 
i. V.m den Vertretungsregelungen für Kirchenmusiker 

135 NKF: KF-VO Reform befasst sich dami~ was in der KF-VO 
Die Anforderungen an die Haushalts- und Bilanzaufstellung und was evtl. anders geregelt wird. Außerdem stehen 

sind zu hoch gesteckt. ES kann zu wenig Ober das Programm dte lnha~e. insb. welche Auswertungen brauchen wir mit 
automatisiert ablaufen. Es müssen Nebenbacher geführt werden. welchem Aufwand zur Überprüfung und werden in das 
Die Fehlertastigkeit beim Ausfüllen von Auswertungsmasken ist Pflichtenheft der neuen Software aufgenommen (s.o.). 
hOch. Möglichkeiten für Sonderrechungen wird es im 

Programm nicht geben, Wunsch laßt sich nicht 
umsetzen 

136 Bei Genehmigung nach§ 34 KF-VO ein Votum des KSV ln der gemeinsamen VeiWa~ung sind entpsprechende 
erforderlich machen: finanzielle Auswirkungen auf die Gemeinden, Prozesse vorzusehen, dte inhaltliche Vorabprüfung 
Zusammenwirken im Gefüge des KK, Gemeindeentwicklung etc. sicherstellen und ggf eine Beteitung von KSV und Sup 
sind vor Ort bekannt vorsehen erzeugt Mehraufwand in VeiWa~ung und 

Aufsicht und ist nicht im Sinne von Leichtes Gepack. 

137 ln Einzelfallen mehr .Bischöfliche Leitungsstruktur statt presbyterial-
synodaler Ordnung" 

138 Bei den Geschaften der laufenden VeiWaltung ist die durch die Muss geprüft werden. 
Leitungsorgane mögliche Selbsterledigung Ober ein bestimmtes Bsp. Führung des Schriftverkehrs, soll bei der 
Geschaft stark schwankend Verbindlichkeit für alle ware VeiWaltung liegen, kann sich aber auch der Vorsitz des 
wünschenswert Presbyteriums vorbehalten Müsste auf 

Kirchenkreisebene gerege~ werden. Falls zentrate 
LOsung auf LK Ebene gewünscht, müsste dies polrtisch 
auf den Weg gebracht werden. 

139 Wegen der Regelungen zu den Geschaften der laufenden Das Problem ist nicht anderbar, sondern Ergebnis der 
VeiWa~ung innerhalb der Kirchenkreissatzung ist die Adaption zu VeiWaltungsstrukturreform. 
den Satzungen der Kirchengemeinden problematisch. 

140 Ausbildung zum VeiWa~ungsfachangestellten als gesamtkirchliche Seitens des VeiWa~ungsdirektors keine grundsatzliehen 
Aufgabe, komplett umlagefinanziert, komplett an LKA abgeben Bedenken. 

Ausbildungsverantwortung zentraV Ausbildung dezentral 
aufwandig. 

Dez. 2.2: Ausbildung liegt zzt. beim LKA und wird aus 
der lk Umlage bezahlt. Dasselbe gi~ für die 
Vikarsausbildung (hier worden wir ca. 1 Mi II € sparen). 

141 Noch immer permanenter Abstimmungsbedarf und große Kirchengemeinden machen von ihrem Rockholrecht 
Anforderungen bei den Kirchengemeinden trotz Regelungen zu den Gebrauch, VeiWa~ung kann daher nicht einheitlich 
Geschaften der laufenden Vetwa~ung, insbesondere im Bereich vorgehen; behindert größere Ausschreibungen für 
Bau und Liegenschaften Dienstleistungen oder Beschaffung; politisch nicht 

durchsetzbar. Müsste auf Kirchenkreisebene geregelt 
werden. Falls zentrale Losung auf LK Ebene gewünscht, 
müsste dies politisch auf den Weg gebracht werden 
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142 ln § 34 Abs, 3 Nr. 4 b) KF-VO !SI geregel~ dass bei dem Im unmittelbaren Zusammenhang m•t GSA werden 
Entw1dmungsantrag for eine Gottesd1enststatte die ke1ne Unterlagen mehr neu eingefordert Nötig 1st das 
Gebaudestrukturanalyse vorgelegt werden muss Die nur bei einem deutlichen ze•tlichen Abstand zwischen 
Gebaudestrukturanalysen wurden •n der Vergangenheit Jedoch von GSA und Entwldmungsantrag (wenn Fakten s•ch 
den Architekten zentral im Liegenschaftsprogramm der geandert haben, z.B Gemeindegliederzahlen, 
Landesk•rche e•ngepllegt. Das LKA kann SICh d•e Ergebnisse der Ge baudezustand etc): Nach telefonischer ROCksprache 
Gebaudestrukturanalysen also in vielen Fallen ansehen, ohne sie beim Einreicher des Vorschlages, besteht 
nochmals vorgelegt zu bekommen Einvernehmen Ober d1e o.g. Differenz•erung 

143 For d1e EKiR ein Zentralarchiv einrichten For historische, geordnete Altbestande denkbar, w1rd 
auch schon angeboten, aber nicht für Anreg1straturen 
(Bestand zwischen laufendem Register und geordneten 
Anbestanden) For h1stonsche, geordnete Altbestande 
denkbar, w•rd auch schon angeboten, aber rncht ror 
Anreg•straturen (Bestand ZWISChen laufendem Register 
und geordneten Altbestanden) Muss auch m1t dem 
Punkt Schnftgutverwaltung abgest•mmt se•n H1er sollte 
IT bete1l1gt werden 
E1nfOhrung 1st rncht realistisch, KapaZJtat ware VIel zu 
groß, 6 neue Stellen erforderlich 

144 Grundsatzlieh mehr StandardiSierung durch Zurvertagungstellung Das Dezernat s•eht h1er ke•ne gute Möglichkelt der 
von Mustern. Ein Muster rar Urlaubsantrage für Pfarrerinnen ware Prozessvereinfachung schnftliche Urtaubsformulare 
eine Erleichterung rar d1e Verwaltung. Ggf Zugang Ober die entsprechen ohnehin kaum mehr dem Standard, d1e 
Plattform an e•ngeschrankten PersonenkreiS Regel s1nd elektronische Systeme Wenn 

PersonalOffice eingeführt is~ könnte man d1e Urlaube 
und Abwesenheiten darober erfassen Das wird in d1e 
mittelfristigen Ubertegungen gehoren Außerdem dürfte 
die ErsteUung eines Formulars für die 
Urlaubsgenehmigungen derart n•ederschwellig sein, 
dass e1n Formular aus dem LKA leicht als 
Uberregu11erung verstanden werden konnte 

145 Doppelungen 1m Bereich Immobilienverwaltung verursachen Es handelt Sich um keine Dopplung ln Rhelnland-Pfalz 
größeren Aufwand § 34 Abs 2 Nr 3 KF-VO, Maßnahmen, die und Hessen sind w1r für die denkmalrechtliche 
bere•ts nach staatlichem Recht unter Schutz gestellt Denkmaler Genehm1gung zustand•g ln NRW und Saarland 1st uns 
berühren, bedürfen zusatzlieh der Genehmigung durch das LKA die staatliche Genehmigung nur vorzulegen 

146 Jede Mischform geteilter Aufsicht 1st schwierig, h1er sollte geklart Der Wunsch der Verwaltungen, e1ne einheitliche 
werden, ob z.B. im Rahmen der Möglichkelt der AufSicht durch d1e Defillltion der Geschafte der laufenden Verwaltung far 
Superintendentin rar d1e Superintendentur e1ne Grunds3tzllchke•t alle K•rchengeme•nden zu haben, ohne dass von dem 
ermöglicht werden kann ROCkholrecht der Gemeinden Gebrauch gernacht 

werden kann, ist nachvollziehbar, da 
Verwaltungsablaufe effektiver waren. Die Diskussionen 
im Zuge der Beratungen des 
Verwaltungsstrukturgesetzes haben aber gezeigt, dass 
e1ne andere Regelung politisch zur Zeit n•cht 
durchsetzbar Ist Es bleibt also der Weg, dass durch 
das Angebot qualitativ hochwertiger DienstleiStungen ln 
der Verwaltung und e1ne kontinuierliche Kommunikation 
ZWischen Verwaltung und Kirchengemeinden, Delinilion 
von Schnittstellen insbesondere auch zu 
Gemeindebüros ein Vertrauensverhaltnis entsteht, dass 
auf d1esem Wege das Ziel e1ner e•nheitlichen 
Bearbeitung von Vorgangen ermöglicht D•es setzt 
allerdings auch voraus, dass an manchen Stellen 
Investitionen in die Verwaltung ermöglicht werden, 
Insbesondere e1ne funkt1onsfahige Leitung und eine 
angemessene Personalausstattung sicher gestellt 1St 

147 Umst1eg von GTK zu Kib1Z verursacht v•dachen Aufwand For d•e Trager von K•ndertagesstatten in NRW hat siCh 
gegenOber der alten Verfahrensweise, fahrt zu Überlastung der durch das Kinderbildungsgesetz (K•Biz) der 
Leitungsorgane und Uberlegungen, KiTas abzugeben. H1er 1st Verwaltungsaufwand deutlich erhöht in d1e 
verstarkte kirchliche Prasenz bei staatlich VerantwortliChen gefragt Verhandlungen um ein neues Gesetz hat das Dezernat 

d•e Forderung nach Entb0rokrat1sierung und 
Reduzierung des Verwaltungsaufwandes hoch 
angesiedelt Darober besteht mit dem Gesetzgeber 
weitgehend E1n1gung Das neue Gesetz kommt ggf 
nach der Landtagswahl 201 7, Zeitpunkt unklar 
D•e Umsetzbarkelt liegt also n•cht ln den Handen der 
Landesk~rch. Den Tragern bleibt zur Ze1t ke1ne andere 
Wahl Sie können s1ch allerdings in größeren Einheiten 
(Verbanden) zusammenzuschließen und d•e 
Verwaltungsangelegenheiten 1n professionelle Hande 
legen. 
Hier muss zunachst die Initiative der neuen 
Landesregierung abgewartet werden 
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lfd 
LS 2018 

Nr 
ROCkmeldung Umsetzung I We1terarbe1t / Bewertung damit 

befasst 

148 Flexiblere Arbe1tsformen, z.B. Teamarbeit Kulturveranderung erforderlich, Fortbildung anb1eten 

149 Kirchengemeinden haben wenig Ne1gung Gesetze elnzuhatten 

150 Oie Anderung der Berechtigungstabellen (MACH) ohne jeden Anderungen an Berechtigungseinsteilungen 1m Web-
zeitlichen Vorlauf hat erhebliChe praktische Probleme verursacht Vorsystem werden den Anwendenden rechtZeitig 
N1cht Oberall stehen ausre1chend Mitarbeitende zur Verfügung, um mitgeteilt 
d1e damit verbundenen Ablaufanderungen organisieren zu können. 
Auch ggf notwendige organisatorische Änderungen in der 
Zuordnung der Zustand1gke1t Sind nicht von jetzt auf gleich 
machbar 
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Anlage 3: 
„Veränderungsbedarf in Gemeinde, Kirchenkreis und Landeskirche“ 
 

AG Leichtes Gepäck 
Gespräche mit den Kirchenkreisen - Themenkatalog 

Folgender Themenkatalog soll der Vorbereitung auf die Gespräche und der 
Orientierung während der Gespräche dienen. Es können weitere Themen 
benannt oder eine Themenauswahl vorgenommen werden. 
 
1. Veränderungsbedarf in Kirchenkreisen und Gemeinden 

Gibt es auf der Gemeinde- und Kirchenkreisebene eine Skepsis oder ein 
mangelnde Akzeptanz gegenüber dem Wirken der jeweils anderen Ebenen 
und eine Infragestellung von Vorschriften und Aufsichtsregularien? 
Was brauchen Kirchengemeinden und Kirchenkreis um ihren Auftrag zu er-
füllen? 
 
2. Komplexität und Bürokratie abbauen 

z. B. Gesetze und Verordnungen 
Beispiele für überflüssige Gesetze und Verordnungen: 
- Genehmigung der Einstellung von nicht ev. Mitarbeitenden 
- Weitere Beispiele 
 
3. Themenfelder für eine grundlegende Aufgabenkritik  

Was werden wir noch tun, was lassen wir? 
 
4. Aufsicht und Beratung 

Aufsicht über die Gemeinden führt grundsätzlich der Kirchenkreis.  
Die Verwaltungsämter der Kirchenkreise bereiten Beschlussvorlagen ge-
nehmigungsfähig vor, sodass sich mit der Beschlussfassung ein aufsichtli-
cher Vorgang erübrigt („stillschweigende Zustimmung“).  
Was muss getan werden, um die Kirchenkreise und ihre Verwaltungen zu 
unterstützen? 
Bespiele: 
- Beratung durch die Fachabteilung des LKA (auch IT-gestützt) 
- Mustersatzungen 
- Textbausteine 
- Musterdienstanweisungen 
- FAQ-Listen 
- IT wie Perseus 2 
- Weitere unterstützende Maßnahmen  
 
Aufsicht über dem Kirchenkreis führt grundsätzlich die Landeskirche. 
Die Aufsichtsführung soll auf risikoträchtige Sachverhalte beschränkt wer-
den. 
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Die Verwaltungsämter der Kirchenkreise bereiten Beschlussvorlagen für die 
Gremien der Kirchenkreise genehmigungsfähig vor, sodass sich mit der Be-
schlussfassung ein aufsichtlicher Vorgang erübrigt. 
Was muss getan werden, um die Kirchenkreise und ihre Verwaltungen zu 
unterstützen? 
Beispiele:  s.o. 
Bei der Verwendung der o.g. Hilfsmittel erübrigt sich eine Genehmigungs-
pflicht. Es besteht lediglich eine Anzeigepflicht. 

Ausnahmen (Beispiel: An welchen Stellen ist die Aufsicht durch die Landes-
kirche unverzichtbar?)  
 
5. Zentrale Dienstleistungen und Netzwerke 

Beispiele: 
- Perseus 2 
- Zentrale Dienstleistungen durch die Landeskirche:  

Beispiele: 
Personalsachbearbeitung (ZGAST) 
Bau- und Liegenschaftsberatung 
Archiv 
Beschaffungswesen 

- Aufbau von Netzwerken (Beratung von Kirchenkreis zu Kirchenkreis) 
Beispiel: 
Friedhofsverwaltung 
Ökologie 

- IT-Sicherheit, Datenschutz 
- Finanzberatung bei Haushaltskonsolidierungsprozessen 
 
6. KFVO und NKF 

Durch eine durch die KL eingesetzte AG soll eine Neuausrichtung der KFVO 
unter dem Vorzeichen von Verkleinerung und Vereinfachung erfolgen. 
Was ist hier aus Sicht der Gemeinden und der Kirchenkreise anzustreben? 
 
7. Verwaltungsstrukturgesetz 

Schwerpunktthemen bei der Umsetzung in den Kirchenkreisen? 
 
8. Stellenbewertungsverfahren 

Erfahrungen in den Kirchenkreisen 
 
9. Rechnungsprüfung 

Erfahrungen in den Kirchenkreisen  
Beispiele: 
- Jahresabschlüsse 
- Qualität der Prozesse zw. Verwaltung und RP 
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10. Kommunikation und Zuständigkeit zwischen den Ebenen 

- Warum funktionieren Prozesse nicht (Beispiele) 
- Ebenenübergreifende Kommunikation 
 
11. Tarifrecht 

Anwendung des Rechts, Eingruppierungsfragen 
 
12. Struktur der Verwaltungsämter 

Zusammenarbeit von Kirchenkreisen 
Zukünftige Fusionen von Verwaltungsämtern in regionalen Strukturen? 
Kompetenzzentrum  
Beispiele: 
- Friedhof, Personal, Immobilien 
 
13. Landessynode 

- Dynamisierung der synodalen Arbeit  
- Erfahrungen mit dem veränderten synodalen Wahlverfahren 
- Einfache Lesung von einfachen Gesetzen 
  
14. Unterstützung bei der Anwendung staatlichen Rechts 

Beispiele: 
- Arbeitsrecht 
- Steuerrecht 
- Verkehrssicherung 
- Gesundheitsschutz 
 
14. Mögliche weitere Themen als Aufgaben für die AG Leichtes Gepäck 
aus Sicht der Kirchenkreise 
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Anlage 4:  
Anregungen der Verwaltungsleitenden (Ergebnisse Worldcafé) 
 
Aufsicht 

Was würde aus Verwaltungssicht leichter werden, wenn die Aufsicht über 
die Gemeinden ganz auf den Kirchenkreis übergeht.  

 Kann der KSV praktisch effektiv Aufsicht über die Fachleute in der Verwal-
tung ausüben? 

 Mehraufwand für die Suptur (nochmal Aufsichtsverfahren innerhalb der 
KK-Verwaltung 

 Viele Genehmigungsverfahren sind schematisch / unproblematisch 

 Kündigung nach demselben Verfahren 

 Anordnung der Ersatzvornahme auf den KSV (Art. 168 KO) 

 Verwaltungsleitung hat mehr Arbeit (insgesamt aber weniger Aufwand, da 
Kommunikation mit dem LKA entfällt) 

 

Welche Hilfsmittel, welche Beratung braucht die Verwaltung hierfür? 

 Kontrollmechanismus 

 Schulung 

 In den schwierigen Fällen muss die Beratung schnell sein 

 Gleichmäßigkeit muss sichergestellt werden (keine Willkür z.B. bei der 
Eingruppierung) 

 Rechtsqualität der „Zustimmung“ 

 Maßstäbe und Entscheidungsgrundlage müssen klar sein 

 Eskalationsregelung notwendig (bei Konflikt zw. KK und KGM auch an LK) 

 Beratung durch LK im jur. Bereich muss erhalten bleiben 
 

 Schafft die Rechnungsprüfung die Prüfung im Arbeitsrecht? 
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Anwendung staatliches Recht 

Welche Formen der Unterstützung benötigen die Verwaltungen bei der An-
wendung staatlichen Rechts? 

 Wir benötigen RECHTSERKLÄRER 

 Wg. Komplexität d. staatl. Rechts ist Unterstützung absolut notwendig 

 Die Realisierbarkeit der Umsetzung von Gesetzen beachten! 

 Gibt es vor Ort das Wissen? 

 Beratung bei USt-Einführung, damit nicht 38x eine Lösung gefunden 
werden muss 

 EU-Gesetze wie anderes Recht erläutern 

 Den Staat verstehen? Wer kann das? Damit keine Fehlinfo verbreitet 
wird …. (z.B. „Trennscharfer Religionsmerker kommt auf jeden Fall!“) 

 Eigenes kirchl. Recht nur wenn notwendig; sonst staatl. Übernehmen 

 Rundschreiben verfassen und ins Portal 

 Steuerrecht 

 Zeitnahe Infos über Änderung von Gesetzen; bereits wenn sich etwas 
anbahnt 

 Rahmenverträge 

 Ansprechstelle schaffen 

 Bei der Komplexität der Projekte bedarf es der zentralen Steuerung 

 (andere) Landesgesetze im Süden beachten (RP, Hessen, Saarland) 

 38 Kirchenkreise sollten nicht Lösungen für sich suchen: 38x das Rad 
neu erfinden? 

 Denkmalschutz zentral aufarbeiten 

 Musterverträge !!! Bisher machen alle 38 sie je für sich 

 Wie erfahren die Kirchenkreise von Rechtsänderungen? Hier zentrale 
Info durch LK! 

 Einstellen der Muster ins PORTAL ! 

 Kompetenz z.B. für Friedhöfe bei „Kennern“ abholen…. Wuppertal … 

 Lesen -> Verstehen -> Info an Kirchenkreise durch LKA 
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Rechtsbereinigung 

Welche Gesetze und Verordnungen sind aus Verwaltungssicht überflüssig? 

 Doppelung staatl. und kirchl. Baugenehmigung bei Profanbauten nicht 
sinnvoll (Beispiel neuer Empfangsbereich Verw.amt) 

 Personalaktenordnung notwendig?: eher über Verwaltungsanweisun-
gen regeln? 

 Vorschlag: E-Mail-Adresse „Rechtsbereinigung“, wo ständig Vorschlä-
ge gemacht werden können 

 KF-VO: weitestgehende Anpassung an HGB vornehmen 

 Umzugskostenregelung: eigene ersetzen durch staatliche 

 Mitarbeitendenausnahmegesetz reformieren, interkulturelle Öffnung, 
lieber Quoten festlegen als Einzelfallgenehmigungen 

 Dienstwohnungspflicht abschaffen? 

 Alle Richtlinien als nur empfehlend einstufen (umstritten) 

 Verweise auf andere Rechtsvorschriften prüfen (die nicht mehr gelten) 

 Beratungsvermerk Architektenverträge notwendig? (durchaus, da 
Spielraum beim Ausfüllen der Musterverträge, könnte bei guten Lie-
genschaftsabteilungen aber durch KK erfolgen) 

 Genehmigung von Pachtverträgen kann entfallen 

 Pfarrfrauenrichtlinien streichen 

 Rechnungsprüfung durch ext. Wirtschaftsprüfer ersetzen 

 Verfallsdatum für Vorschriften einführen? (bei Land eher negative Er-
fahrungen, Aufwand durch regelmäßige Verlängerungen) 

 Presbyterwahlrecht unangemessen aufwändig, ist die dort verlangte 
Rechtssicherheit wirklich nötig? 

 Dienstwohnungsrichtlinien abschaffen!! kompakter/für alle gleich  
(Hängeklo! Duschvorhang!) 

 Eigene Reisekostenrichtlinie unnötig(-> staatliche Regelung anwen-
den) 

 Gemeindezugehörigkeitsgesetz notwendig? 

 Genehmigung von Dienstanweisungen durch Sup. Nicht notwendig ( 
erfolgt ohnehin auf Basis der Ausschreibung / Stellenbeschreibung) 
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Dienstleister Landeskirchenamt 

Welche zentralen Dienstleistungen des LKA würde Verwaltungshandeln er-
leichtern? 

 Best-Practice-Plattform 

 Zeitnahe Infos (ggf. auch Zwischennachricht) 

 „Projektleiter“-Funktion 

 Kirchenkreis auch als „Kunde“ sehen 

 Nutzung einheitl. Dokumentenmanagement 

 Fortbildungsangebot zu zentralen Themen (auch regional anbieten) 

 KGSt-Infos zugänglich machen 

 Prozesse müssen leistbar sein (Folgen-Abschätzung!) 

 Ressourcen-Bereitstellung für Prozess-Umsetzung 

 Konsistenter Beratungsweg LKA -> KK -> KGM (keine Abkürzung, z.B. 
KGM -> LKA) 

 Rahmenverträge 

 Bekanntmachung von staatlichen Regelungen -> gezielt & Umset-
zungs-Empfehlungen 

 MUT zu verbindlichen Antworten 

 Einheitliche Antworten (unabhängig vom Auskunftsgebenden) 

 Gesicherte / auskunftsfähige Vertretungen (nicht nur „Telefondienst“) 

 Prozesse sollten einheitlich beschrieben sein (als Angebot, Inan-
spruchnahme/ Nutzung freiwillig) 

 Zielvereinbarungen zw. LKA und KK auf Augenhöhe (Leistungen, Pro-
zesse, Kennzahlen) 

 Klare Vorgaben / Vorlagen (z.B. Muster-Satzungen): -> Verlässlichkeit 
-> Verbindlichkeit   

 Bündelung von Zuständigkeiten auf weniger Personen (ideal: nur 1) 

 „Amt“ = Dienstleister: ein Widerspruch? 

 Alternative „Veröffentlichungs“-Wege; -> gezielte Infos (einschl. Hilfe-
stellung) 

 Erreichbarkeit! (insb. telefonisch) 

 Juristische Beratung, die vor Ort nicht vorgehalten werden kann 

 Entwicklung zur Partnerschaft zw. den „Ebenen“ 

 MUT etwas sein zu lassen 

 Vor-Ort-Beratung 
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Anlage 5 
 
Kirchmeisterkonferenz 
19.5.2017 (Wuppertal) 
 
F. Isigkeit führt mit beiliegender Präsentation in Auftrag und Arbeit der AG 
Leichtes Gepäck ein. 

Zu 6 Fragen wurde an Tischen mit Mitgliedern der KL gearbeitet: 

Wie kann die Arbeit eines Kirchmeisters / einer Kirchmeisterin einfa-
cher, effektiver, leichtgängiger werden? 
- Entlastung vom Formaljurismus 
- Gute Vorbereitung durch die Verwaltung 
- „Betriebsanleitung“ für Kirchmeister 
- Kirchmeisterschulung nach Eintritt oder Wahl 
- EKiR – Link für Kirchmeister mit Info, Ansprechpartner, Gesetze 
- Kirchmeister-Wiki 
- Ansprechpartner für Kirchmeister, die kontinuierlich und ständig zu errei-

chen sind 
- Mehr Austausch unter Kirchmeistern innerhalb eines Kirchenkreises, kol-

legiale Beratung und gebündelte Infos durch LKA 
- Belege sofort scannen und an Verwaltung online weiterleiten 
- Vier-Augen-Prinzip bei Kontierung 
- Linke Haushaltsseiten abspecken (Budgetplanung) 
- Buchhaltung vereinfachen 
- NKF Software – fehlende Auswertungsmöglichkeiten 
- Kirche soll Spaß machen – nicht so kompliziert denken 
 
Welche Gesetze, Vorschriften, Strukturen hindern Sie in Ihrer Arbeit am 
meisten? 
- Richtlinien und Gesetze sollten auf finanzielle Auswirkungen auf die Ge-

meinde überprüft werden, z.B. Abrechnung von Freizeiten 
- Gebäudestrukturanalyse durch von der LK (machen) 
- Beschlüsse zur Zusammenlegung von Gottesdiensten (hindern) 
- Folgen der Verwaltungsstrukturreform (hindern) 
- Formalia in Presbyteriumssitzung  
- Personalentscheidungen 
- Entlastung des Presbyteriums durch fachliche Entscheidungen in den 

Fachausschüssen 
 
Was ist nötig, um das Zusammenspiel der drei kirchlichen Ebenen 
(Gemeinde, Kirchenkreis, Landeskirche) optimal zu gestalten? 
- Schulungen 
- Berücksichtigung der Anforderungen vor Ort 
- Wissen um Kommunikationswege 
- Informationen auf Kirchenkreis (-ebene), Hol oder Bringpflicht? 
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- So viel Regulierung wie nötig. So wenige Regulierung wie möglich. 
- Entmündigung von Presbyterien (abstellen) 
- Gemeinden mehr in Entscheidungen / Regelungen einbeziehen 
- Verlässliche und abschließende Rückmeldungen vom LKA 
- Rücksicht auf Berufstätige im Ehrenamt, z.B. Ansprechzeiten im LKA 
- Umsetzungshilfen für Prozesse 
 
Was konkret würden Sie sofort ändern, damit Ihr Gepäck als Kirch-
meister / Kirchmeisterin, leichter wird? 
- Arbeitshilfen Checklisten (zur Verfügung stellen), Prozessbeschreibungen 
- Geeignete Software 
- Ruhe muss einkehren – in der Ruhe liegt die Kraft 
- Mach – NKF für Laien bedienungsfreundlich  
- Aufwendige Suche bei Mach bezgl. Aktuellem Finanzzustand (vereinfa-

chen) 
- Mehr entscheiden, weniger Zuarbeiten, Mehr von Verwaltung 
- Auf die Verwaltung verlassen (können) 
- Aufteilung Kirchmeisteramt 
- Mehr Achtsamkeit in Veränderungsprozess 
- Eröffnungsbilanz und Jahresabschlüsse (zeitnah) 
- Kurze Genehmigungszeit bei Vorliegen aller Voraussetzungen 
- Bessere Schulungsangebote 
 
Welche Ideen haben Sie, was wir in Zukunft auch lassen können? 
- lange Entscheidungswege 
- Doppelarbeit auf unterschiedlichen Ebenen 
- Viele Stationen des Dienstweges 
- Kirchliche Sonderregeln im NKF 
- Umfragen 
- Graphische Darstellungen 
 
Welche Punkte schreiben Sie der AG Leichtes Gepäck auf die TO-DO 
Liste? 
- gesetzlich Vorgeschriebenes (z.B. im Persobereich) nicht extra im Presby-

terium beschließen  
- Hilfestellungen und Lösungsstrategien für Presbyterien 
- Weniger Prozesse parallel 
- Durchforstung und Verschlankung kirchl. Vorschriften und Gesetze 
- Weitsichtige und ebenenübergreifende Planung 
- Erhöhung der Erheblichkeitsgrenze 
- Keine Arbeitszeiterfassung für nebenamtliche Küster und Kirchenmusiker 
- Leichte Sprache 
- „Ohr an der Basis“ – Besuch auch von Gemeinden 
- intensive Weiterverfolgung „Leerer Tisch“ 
- Ausschreibung / Einholung von Angeboten vereinfachen 
 



 

Anlage 6 
Streichungsvorschläge Genehmigungsvorverhalte in Kirchenordnung und Lebensordnungsgesetz 

1. Geltende Fassung der Kirchen-
ordnung 

Vorgeschlagene Änderung  Erläuterung 

Artikel 7 
( 1 ) Die Kirchengemeinde ist ver-
pflichtet, zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
die nötigen Ämter und Dienste einzu-
richten und dafür Mitarbeitende zu 
gewinnen, zu qualifizieren und zu 
stärken. 
( 2 ) Sie ist verpflichtet, die zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben notwendigen 
Räume und Einrichtungen bereitzu-
stellen. 
( 3 ) Sie hat die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nötigen Mittel aufzubringen. 
Sie ist verpflichtet, zu den gesamt-
kirchlichen Aufgaben und zur Abhilfe 
der Not in anderen Kirchengemeinden 
beizutragen. 
( 4 ) Die Kirchengemeinde soll eine 
Gesamtkonzeption gemeindlicher 
Aufgaben erstellen. An der Planung 
sind die Mitarbeitenden zu beteiligen. 
Die Konzeption soll in regelmäßigen 
Abständen überprüft und fortge-
schrieben werden. 

Artikel 7 
( 1 ) Die Kirchengemeinde ist ver-
pflichtet, zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
die nötigen Ämter und Dienste einzu-
richten und dafür Mitarbeitende zu 
gewinnen, zu qualifizieren und zu 
stärken. 
( 2 ) Sie ist verpflichtet, die zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben notwendigen 
Räume und Einrichtungen bereitzu-
stellen. 
( 3 ) Sie hat die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nötigen Mittel aufzubringen. 
Sie ist verpflichtet, zu den gesamt-
kirchlichen Aufgaben und zur Abhilfe 
der Not in anderen Kirchengemeinden 
beizutragen. 
( 4 ) Die Kirchengemeinde soll eine 
Gesamtkonzeption gemeindlicher 
Aufgaben erstellen. An der Planung 
sind die Mitarbeitenden zu beteiligen. 
Die Konzeption soll in regelmäßigen 
Abständen überprüft und fortge-
schrieben werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Perspektivisch soll die Genehmi-
gungspflicht für Gemeindesatzungen 
entfallen. Voraussetzung ist,  dass  
Mustersatzungen bzw. ein Baukasten-
system  für Mustersatzungen zur Ver-
fügung stehen und das Prinzip „Von 
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( 5 ) Die Kirchengemeinde kann die 
Gestaltung ihrer Dienste durch Ge-
meindesatzungen regeln. Vor der Be-
schlussfassung des Presbyteriums ist 
der Kreissynodalvorstand zu hören. 
Die Satzung bedarf der Genehmigung 
durch die Kirchenleitung und ist zu 
veröffentlichen. 
 

( 5 ) Die Kirchengemeinde kann die 
Gestaltung ihrer Dienste durch Ge-
meindesatzungen regeln. Vor der 
Beschlussfassung des Presbyteri-
ums ist sie dem  Kreissynodalvor-
stand  zur Kenntnis zu geben. Die 
Satzung bedarf der Genehmigung 
durch die Kirchenleitung und ist zu 
veröffentlichen. 
 

Anfang an Haken dran“ beachtet wird. 
 
Anhörung bedeutet nicht, dass der 
Kreissynodalvorstand ein Votum ab-
geben muss, da dies aber teilweise so 
verstanden wird, soll die Formulierung 
geändert werden. 

Artikel 36 
( 1 ) Sind mehrere Kirchengemeinden 
pfarramtlich verbunden, so treten die 
Presbyterien in den gemeinsamen 
Angelegenheiten zu gemeinsamer 
verbindlicher Beschlussfassung zu-
sammen. 
( 2 ) Die Presbyterien benachbarter 
Kirchengemeinden eines Kirchenkrei-
ses können, auch wenn sie nicht 
pfarramtlich verbunden sind, für ge-
meinsame Einrichtungen und Angele-
genheiten zu gemeinsamer verbindli-
cher Beschlussfassung zusammen-
treten. Den Vorsitz bei den gemein-
samen Beratungen führt bis zur Be-
stimmung des Vorsitzes durch Wahl 
die oder der Dienstälteste der derzei-
tigen Vorsitzenden der beteiligten 

Artikel 36 
( 1 ) Sind mehrere Kirchengemeinden 
pfarramtlich verbunden, so treten die 
Presbyterien in den gemeinsamen 
Angelegenheiten zu gemeinsamer 
verbindlicher Beschlussfassung zu-
sammen. 
( 2 ) Die Presbyterien benachbarter 
Kirchengemeinden eines Kirchenkrei-
ses können, auch wenn sie nicht 
pfarramtlich verbunden sind, für ge-
meinsame Einrichtungen und Angele-
genheiten zu gemeinsamer verbindli-
cher Beschlussfassung zusammentre-
ten. Den Vorsitz bei den gemeinsa-
men Beratungen führt bis zur Be-
stimmung des Vorsitzes durch Wahl 
die oder der Dienstälteste der derzei-
tigen Vorsitzenden der beteiligten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Presbyterien sind selber in der 
Lage darauf zu achten, dass es nicht 
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Presbyterien. 
( 3 ) Mit Zustimmung des Kreissyno-
dalvorstandes kann jedes Presbyteri-
um zu den gemeinsamen Beratungen 
nur eine bestimmte Zahl von Mitglie-
dern abordnen. 
( 4 ) Die vereinigten Presbyterien 
können kirchenordnungsmäßige Auf-
gaben der einzelnen Kirchengemein-
den gegen deren Willen nur mit Zu-
stimmung der Kirchenleitung an sich 
ziehen. 
( 5 ) Für die Beschlussfassung gelten 
die Bestimmungen für das Presby-
terium entsprechend. 
 

Presbyterien. 
( 3 ) Jedes Presbyterium kann zu 
den gemeinsamen Beratungen nur 
eine bestimmte Zahl von Mitglie-
dern abordnen. 
(4) Die vereinigten Presbyterien kön-
nen kirchenordnungsgemäße Aufga-
ben der einzelnen Kirchengemeinden 
gegen deren Willen nur mit Zustim-
mung der Kirchenleitung an sich zie-
hen. 
(4) Für die Beschlussfassung gelten 
die Bestimmungen für das Presbyteri-
um entsprechend 

zu einem Stimmenungleichgewicht 
kommt. 
 
Die Vorschrift ist überflüssig. Es kann 
darauf vertraut werden, dass die Kir-
chengemeinden, die zusammen arbei-
ten, sich nicht gegenseitig Aufgaben 
entziehen. 
 

Artikel 45 

( 1 ) Wer mit einem Mitglied des 
Presbyteriums verheiratet ist, in einer 
Eingetragenen Partnerschaft lebt, 
verschwistert, in gerader Linie ver-
wandt oder im ersten Grade ver-
schwägert ist, kann nicht Mitglied die-
ses Presbyteriums sein. Dies gilt nicht 
für Ehepaare und Paare in Eingetra-
gener Partnerschaft, die in derselben 
Kirchengemeinde Pfarrstellen inne-
haben oder verwalten. 

 
Artikel 45 
( 1 ) Wer mit einem Mitglied des Pres-
byteriums verheiratet ist, in einer Ein-
getragenen Partnerschaft lebt, ver-
schwistert, in gerader Linie verwandt 
oder im ersten Grade verschwägert 
ist, kann nicht Mitglied dieses Presby-
teriums sein. Dies gilt nicht für Ehe-
paare und Paare in Eingetragener 
Partnerschaft, die in derselben Kir-
chengemeinde Pfarrstellen innehaben 
oder verwalten. 
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( 2 ) Treten die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 während der Amtszeit 
ein, muss eines der betroffenen Mit-
glieder ausscheiden. Kommt eine Ei-
nigung nicht zustande, so entscheidet 
das Los. 
( 3 ) Steht eine Pfarrerin oder ein 
Pfarrer zu einem Mitglied des Presby-
teriums in einem der vorbezeichneten 
Verhältnisse, so scheidet das be-
troffene Mitglied des Presbyteriums 
mit der Einführung der Pfarrerin oder 
des Pfarrers aus dem Presbyterium 
aus. 
( 4 ) Die Kirchenleitung kann in be-
sonderen Fällen auf Antrag des Pres-
byteriums mit Zustimmung des Kreis-
synodalvorstandes Ausnahmen zu-
lassen. 
 

( 2 ) Treten die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 während der Amtszeit 
ein, muss eines der betroffenen Mit-
glieder ausscheiden. Kommt eine Ei-
nigung nicht zustande, so entscheidet 
das Los. 
( 3 ) Steht eine Pfarrerin oder ein Pfar-
rer zu einem Mitglied des Presbyteri-
ums in einem der vorbezeichneten 
Verhältnisse, so scheidet das be-
troffene Mitglied des Presbyteriums 
mit der Einführung der Pfarrerin oder 
des Pfarrers aus dem Presbyterium 
aus. 
( 4 ) Der Kreissynodalvorstand 
kann in besonderen Fällen auf An-
trag des Presbyteriums Ausnah-
men zulassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Genehmigung über zwei Ebenen 
hinweg ist nicht erforderlich. 

Artikel 57 

( 1 ) Wünscht ein Mitglied der Kir-
chengemeinde eine Amtshandlung 
von einer oder einem anderen Ordi-
nierten als der zuständigen Pfarrerin 
oder dem zuständigen Pfarrer, so be-
darf dies deren oder dessen Zustim-
mung. Sie darf nur verweigert wer-

Artikel 57 
 
(1) Ein Mitglied der Kirchengemeinde 
kann eine Amtshandlung von einer 
oder einem anderen Ordinierten als 
der zuständigen Pfarrerin oder dem 
zuständigen Pfarrer vornehmen 
lassen. 
 

Das Dimissoriale soll abgeschafft wer-
den. Es kann bereits jetzt nur unter 
engen Voraussetzungen verweigert  
werden, die in der Praxis keine Rele-
vanz haben oder nicht ausschlagge-
bend sein sollten. 
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den, wenn die Amtshandlung nicht 
zulässig ist oder wenn die das ge-
deihliche Zusammenleben in den Kir-
chengemeinden gefährdet. Wird die 
Zustimmung verweigert, so kann Be-
schwerde bei der Superintendentin 
oder dem Superintendenten eingelegt 
werden. Diese oder dieser entschei-
det endgültig. 

( 2 ) Die Amtshandlung darf nur vor-
genommen werden, wenn die Zu-
stimmung vorliegt. 
 
( 3 ) Wer die Amtshandlung vorge-
nommen hat, hat dies der zuständi-
gen Pfarrerin oder dem zuständigen 
Pfarrer unverzüglich mitzuteilen und 
die erforderlichen Angaben für das 
Kirchenbuch zu machen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
( 2 ) Die Amtshandlung darf nur vor-
genommen werden, wenn die Zu-
stimmung vorliegt. 
 
(2) Wer die Amtshandlung vorge-
nommen hat, hat dies der zuständigen 
Pfarrerin oder dem zuständigen Pfar-
rer unverzüglich mitzuteilen und die 
erforderlichen Angaben für das Kir-
chenbuch zu machen 
 

Artikel 60  
Besondere Gottesdienste neben den 
in der Kirchengemeinde üblichen dür-
fen Pfarrerinnen und Pfarrer einer an-
deren Gemeinde nur mit Zustimmung 
des Presbyteriums halten. Verweigert 
dieses die Zustimmung, so kann Be-
schwerde bei dem Kreissynodalvor-
stand eingelegt werden. Dieser ent-

Artikel 60  
Besondere Gottesdienste neben den 
in der Kirchengemeinde üblichen dür-
fen Pfarrerinnen und Pfarrer einer an-
deren Gemeinde nur mit Zustimmung 
des Presbyteriums halten. Verweigert 
dieses die Zustimmung, so kann Be-
schwerde bei dem Kreissynodalvor-
stand eingelegt werden. Dieser ent-

 Die Vorschrift ist überflüssig, da das 
Presbyterium das Kanzelrecht hat und 
eine Veranstaltung verbieten kann. 
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scheidet endgültig. scheidet endgültig. 

Artikel 68  
( 1 ) Einstellung, Eingruppierung und 
Kündigung nach der Probezeit bedür-
fen der Genehmigung des Kreissyno-
dalvorstandes. Die Genehmigung für 
die Einstellung und Eingruppierung 
für bestimmte Vergütungsgruppen 
kann sich die Kirchenleitung vorbehal-
ten72. 
( 2 ) Die Berufung in ein Kirchenbe-
amtenverhältnis bedarf der Bestäti-
gung der Kirchenleitung. 
( 3 ) Dienstanweisungen bedürfen der 
Genehmigung der Superintendentin 
oder des Superintendenten. 

Artikel 68 
Wird gestrichen 
 
 
 
 
 
( 1) Die Berufung in ein Kirchenbe-
amtenverhältnis bedarf der Bestä-
tigung der Kirchenleitung. 
( 2 ) Dienstanweisungen bedürfen 
der Genehmigung der Superinten-
dentin oder des Superintendenten. 
 

Vorschlag für Abschaffung des Ge-
nehmigungsverfahrens ist bereits in 
Arbeit. 
 

Artikel 108  
Die Kreissynode kann für ihre Ver-
handlungen eine Geschäftsord-
nung94 beschließen. Diese bedarf 
der Genehmigung der Kirchenleitung. 
 

Artikel 108  
Die Kreissynode kann für ihre Ver-
handlungen eine Geschäftsordnung94 
beschließen. Diese bedarf der Ge-
nehmigung der Kirchenleitung. 
 

Geschäftsordnungen regeln organisa-
torische Angelegenheiten des Organs. 
Sie müssen sich im Rahmen des gel-
tenden Rechts halten. Die Kirchen-
kreise können durch Mustergeschäfts-
ordnungen unterstützt werden. 
 
 
 

Artikel 112 
( 1 ) Die Kreissynode kann zur Erfül-
lung der Aufgaben des Kirchenkreises 
Satzungen erlassen. 

Artikel 112 
( 1 ) Die Kreissynode kann zur Erfül-
lung der Aufgaben des Kirchenkreises 
Satzungen erlassen. 

Verwaltungsanweisungen sind im LKA 
nicht bekannt. Sie dienen  der Rege-
lung von Aufbau und Organisation der 
kreiskirchlichen Verwaltung, die aller-
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 ( 2 ) Für die Einrichtungen des Kir-
chenkreises, die von besonderer Be-
deutung sind, soll der Kreissynodal-
vorstand Verwaltungsanweisungen 
erlassen . 
( 3 ) Satzungen  und Verwaltungsan-
weisungen bedürfen der Genehmi-
gung der Kirchenleitung. Satzungen 
sind im Kirchlichen Amtsblatt  zu ver-
öffentlichen. 
 

 ( 2 ) Für die Einrichtungen des Kir-
chenkreises, die von besonderer Be-
deutung sind, soll der Kreissynodal-
vorstand Verwaltungsanweisungen 
erlassen. 
( 2 ) Satzungen  und Verwaltungsan-
weisungen bedürfen der Genehmi-
gung der Kirchenleitung. Satzungen 
sind im Kirchlichen Amtsblatt  zu ver-
öffentlichen. 
 

dings seit der Verwaltungsstrukturre-
form durch das Gesetz und Satzungen 
ausgestaltet ist.  
 
Prüfen, ob nur noch digital, z.B. auf 
dem Portal veröffentlich werden kann 
 
Perspektivisch soll die Genehmi-
gungspflicht für Kirchenkreissatzungen 
entfallen. Voraussetzung ist,  dass  
Mustersatzungen bzw. ein Baukasten-
system  für Mustersatzungen zur Ver-
fügung stehen und das Prinzip „Von 
Anfang an Haken dran“ beachtet wird. 
 

   

Geltenden Fassung des LOG Vorgeschlagene Änderungen  Erläuterung 

§ 2  
( 1 ) Orte und Zeiten der Gottesdiens-
te bestimmt das Presbyterium. Es 
kann auch festlegen, dass im Einzel-
fall anstelle des Gottesdienstes am 
Sonntag der Gottesdienst am Vor-
abend stattfindet. 
( 2 ) Soll in einer Gemeinde der Got-
tesdienst statt am Sonntag regelmä-
ßig am Vorabend oder an einem an-
deren Wochentag stattfinden, bedarf 
es der vorherigen Zustimmung des 

§ 2  
( 1 ) Orte und Zeiten der Gottesdiens-
te bestimmt das Presbyterium. Es 
kann auch festlegen, dass im Einzel-
fall anstelle des Gottesdienstes am 
Sonntag der Gottesdienst am Vor-
abend stattfindet. 
( 2 ) Soll in einer Gemeinde der Got-
tesdienst statt am Sonntag regelmä-
ßig am Vorabend oder an einem an-
deren Wochentag stattfinden, bedarf 
es der vorherigen Zustimmung des 

Es sollen mehr Spielräume eröffnet 
werden und mehr Ausnahmemöglich-
keiten. § 2 streichen und nur noch die 
Grundsätze in Art. 71 KO 
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Kreissynodalvorstandes. 
( 3 ) Auch die Verminderung der Zahl 
der regelmäßigen Gottesdienste be-
darf der vorherigen Zustimmung des 
Kreissynodalvorstandes. 

Kreissynodalvorstandes. 
( 3 ) Auch die Verminderung der Zahl 
der regelmäßigen Gottesdienste be-
darf der vorherigen Zustimmung des 
Kreissynodalvorstandes. 

§ 8 
( 1 ) Die kirchlichen Räume dienen 
der Versammlung der Gemeinde zu 
ihren Gottesdiensten und anderen 
gemeindlichen Veranstaltungen. Eine 
anderweitige Nutzung darf diesen 
Zwecken nicht widersprechen. 
( 2 ) Die Gemeinde ist verpflichtet, für 
eine zweckentsprechende Einrichtung 
der kirchlichen Gebäude zu sorgen. 
Die Räume und ihr Zugang sind nach 
Möglichkeit behindertengerecht zu 
gestalten und auszustatten. Räume, 
in denen Kinder- und Jugendarbeit 
stattfindet, sollen auch kinder- und 
jugendgerecht eingerichtet sein. 
( 3 ) Für die Überlassung kirchlicher 
Räume zu anderen als gemeindlichen 
Veranstaltungen ist das Presbyterium 
zuständig. Bei gottesdienstlichen 
Räumen ist die Zustimmung der Su-
perintendentin oder des Superinten-
denten einzuholen. 
 

§ 8 
( 1 ) Die kirchlichen Räume dienen 
der Versammlung der Gemeinde zu 
ihren Gottesdiensten und anderen 
gemeindlichen Veranstaltungen. Eine 
anderweitige Nutzung darf diesen 
Zwecken nicht widersprechen. 
( 2 ) Die Gemeinde ist verpflichtet, für 
eine zweckentsprechende Einrichtung 
der kirchlichen Gebäude zu sorgen. 
Die Räume und ihr Zugang sind nach 
Möglichkeit behindertengerecht zu 
gestalten und auszustatten. Räume, 
in denen Kinder- und Jugendarbeit 
stattfindet, sollen auch kinder- und 
jugendgerecht eingerichtet sein. 
( 3 ) Für die Überlassung kirchlicher 
Räume zu anderen als gemeindlichen 
Veranstaltungen ist das Presbyterium 
zuständig. Bei gottesdienstlichen 
Räumen ist die Zustimmung der Su-
perintendentin oder des Superinten-
denten einzuholen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorschrift ist historisch begründet. Die 
Presbyterien sind in der Lage Risiken 
selbst zu erkennen und zu verhindern. 
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§ 15  
( 1 ) Taufen in Krankenhäusern und 
Kliniken sind nur in Notfällen zulässig. 
( 2 ) Haustaufen dürfen nur in be-
gründeten Fällen mit Genehmigung 
des Presbyteriums vollzogen werden. 

§ 15  
( 1 ) Taufen in Krankenhäusern und 
Kliniken sind nur in Notfällen zulässig. 
( 2 ) Haustaufen dürfen nur in begrün-
deten Fällen mit Genehmigung des 
Presbyteriums vollzogen werden. 

Grundsätze in der KO regeln. 

§ 17  
 ( 1 ) Die Taufe eines Kindes muss 
verweigert werden, solange weder 
Vater noch Mutter der evangelischen 
Kirche angehören. Die Taufe kann mit 
Zustimmung des Presbyteriums aus-
nahmsweise vollzogen werden, wenn 
anstelle der Eltern eine evangelische 
Christin oder ein evangelischer Christ 
für die evangelische Erziehung sorgt. 
( 2 ) Die Taufe eines Kindes muss 
ferner verweigert werden, solange die 
Eltern das Taufgespräch ablehnen. 

§ 17  
 ( 1 ) Die Taufe eines Kindes muss 
verweigert werden, solange weder 
Vater noch Mutter der evangelischen 
Kirche angehören. Die Taufe kann mit 
Zustimmung des Presbyteriums aus-
nahmsweise vollzogen werden, wenn 
anstelle der Eltern eine evangelische 
Christin oder ein evangelischer Christ 
für die evangelische Erziehung sorgt. 
( 2 ) Die Taufe eines Kindes muss 
ferner verweigert werden, solange die 
Eltern das Taufgespräch ablehnen. 

Verweigerung soll gestrichen werden. 
Taufen sollen nicht gehindert sondern 
gefördert werden. 
Es bleibt auch weiterhin unbenom-
men, dass ein Evangelischer Pate be-
nannt werden kann. 
Durch die Streichung tritt die Verant-
wortung der Gemeinde gegenüber 
dem Täufling in der Vordergrund. Das 
Kind  wird durch die Taufe auch Mit-
glied der Gemeinde. Die Gemeinde 
tauft und trägt die Verantwortung da-
für, dass das getaufte Kind begleitet 
wird, zu Kindergottesdiensten, Taufer-
innerungsgottesdiensten etc., zur Kin-
der- und Jugendarbeit der Gemeinde 
in die Evangelische Kita und zum Kon-
firmandenunterricht eingeladen wird. 
Die Chance das getaufte Kind in die 
Gemeinde einzuladen, es an die Ev. 
Kirche zu binden ist weitaus größer, 
wenn es getauft ist als wenn es nicht 
getauft wäre. 
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Insgesamt stellt die Streichung des 
Paragraphen heraus, dass es mehr 
um theologische Fragen zur Taufe 
geht als um die Beachtung formaler 
Kriterien. 

§ 22 
 
( 1 ) Das Presbyterium nimmt Einblick 
in Durchführung und Ergebnis der 
Konfirmandenarbeit und beschließt 
über die Zulassung zur Konfirmation. 
( 2 ) Die Zulassung zur Konfirmation 
darf nicht ausgesprochen werden, 
wenn die in der Landeskirche und in 
der Kirchengemeinde bestehenden 
Regelungen für die Konfirmandenar-
beit von einer Konfirmandin oder ei-
nem Konfirmanden erheblich verletzt 
wurden. Vor einer Entscheidung des 
Presbyteriums sind die Beteiligten zu 
hören . 

§ 22 
 
( 1 ) Das Presbyterium nimmt Einblick 
in Durchführung und Ergebnis der 
Konfirmandenarbeit und beschließt 
über die Zulassung zur Konfirmation. 
( 2 ) Die Zulassung zur Konfirmation 
darf nicht ausgesprochen werden, 
wenn die in der Landeskirche und in 
der Kirchengemeinde bestehenden 
Regelungen für die Konfirmandenar-
beit von einer Konfirmandin oder ei-
nem Konfirmanden erheblich verletzt 
wurden. Vor einer Entscheidung des 
Presbyteriums sind die Beteiligten zu 
hören. 

Die Regelung in Absatz 1 genügt. Es 
ist selbstredend, dass die Entschei-
dung über die Zulassung, auch die 
Option erhält nicht zuzulassen. Über 
die Gründe entscheidet das Presby-
terium. Dass im Falle einer belasten-
den Entscheidung ein Gespräch / An-
hörung stattfindet, ist selbstverständ-
lich 
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Anlage 7 
Kurzübersicht über Kirchengesetze an die Landessynode 2018, die u.a. Verwal-
tungsaufwand im Sinne der AG Leichtes Gepäck reduzieren: 
 

Änderung in welchem Ge-
setz? 

Nummer 
der Druck-
sache 

Änderung in Stichworten 

Kirchenordnung  - Mehr Spielraum für die Presbyterien 
und Kreissynoden bei der Bildung 
von Fachausschüssen (Artikel 16, 
32, 98, 109) 

- dadurch weniger Beratungsaufwand 
bei der Satzungserstellung  und -
prüfung 

- Mitarbeitendenpresbyterwahlrecht 
gilt nur noch für die unmittelbar bei 
der Kirchengemeinde Angestellten 
(Artikel 46) 

- Arbeitsrechtliches Genehmigungs-
verfahren wird im Sinne von „Anfang 
an Haken dran“ abgeschafft, Lan-
deskirche berät und erstellt Gutach-
ten (Artikel 67, 68) 

- Für einfache Gesetze der Landessy-
node ist nur noch eine Lesung erfor-
derlich (Artikel 144) 

Gesamtkirchengemeindegesetz  - Vereinfachungen bei der Bildung von 
Gesamtkirchengemeinden und Re-
duzierung der Pflichtgremien 

Verbandsgesetz  - Das Verfahren für die Bildung, Ver-
änderung, Umbildung und den Bei-
tritt zu Verbänden wird vereinfacht 

Gemeindezugehörigkeitsgesetz  - Gemeindemitglieder können durch 
einfache Erklärung an eine andere 
Kirchengemeinde ihre Mitgliedschaft 
ändern 

Ausführungsgesetz zum Pfarr-
dienstgesetz 

 - Über die Befreiung von der Resi-
denzpflicht entscheidet in Zukunft 
anstelle der Kirchenleitung der 
Kreissynodalvorstand 

Mitarbeitendengesetz  - Die Genehmigungspflicht für die Ein-
stellung nicht-evangelischer Mitarbei-
tender entfällt 
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Anlage 8 
 
 
Leichtes Gepäck: Vorschläge für mögliche Teilprojekte 2018 
 

Inhaltsverzeichnis 
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und Vorschriften“ .......................................................................................... 61 
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Haken dran“ ................................................................................................ 61 

2. Vereinfachung der Kirchenordnung ................................................... 61 

3. Was benötigt eine schrumpfende Kirche als Kirche des 
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4. Gesetzesumfang minimieren (z.B. Streichen von 

Gesetzen und restriktive Neuentwicklung) .............................................. 62 

5. Tarifrecht: Ist der Dritte Weg noch zu halten? .................................. 63 

6. Unterschiede wahrnehmen / Differenzierte Lösungen 
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7. Themen, die weiterhin begleitet, aber nicht als „eigene“ 

Themen weiter verfolgt werden, sondern federführend von 

Dezernaten oder bestehenden Arbeitsgruppen aufgegriffen 
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3. Kommunikation als Marketingmaßnahme ......................................... 66 
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A. Themenfeld „Vereinfachung / Reduzierung von Prozessen und Vor-
schriften“  
 
1. Vereinfachung kirchlicher Genehmigungsverfahren und Veränderun-

gen in der Aufsichtsführung - „Von Anfang an Haken dran“  

Idee: 
Die Genehmigung durch eine aufsichtsführende Stelle entfällt, wenn vorge-
geben Muster etc. verwendet wurden. Für wesentliche (und risikoarme) 
Sachverhalte liegen entsprechende Hilfestellungen und Muster vor. Zu be-
stimmten Themen wird der aufsichtführenden Stelle regelmäßig berichtet (in 
einfacher Form). Bei Klärungs- oder Beratungsbedarf wird die aufsichtsfüh-
rende Stelle vor Abschluss des Verfahrens beratend hinzu gezogen, sodass 
über das Beratungsergebnis ebenfalls die Genehmigung ersetzt wird. Bei 
Abweichungen vom Muster (und ggf. bei risikoreicheren Sachverhalten) 
kann sich die aufsichtsführende Stelle Stichproben vorbehalten. 

Ziel: 

 Verfahren sind deutlich schneller abgeschlossen. 

 Die Verantwortlichen sind sicher im Umgang mit den jeweiligen Sachver-
halten. 

 Die Ressourcen der aufsichtführenden Stellen können für Beratungsleis-
tungen genutzt werden. 

Zeitraum: 
März 2018 – Januar 2019 (Vorbereitung und erste Erprobung)  
Februar 2019 – Januar 2020 (Umsetzung in den einschlägigen Vorschriften) 
 

2. Vereinfachung der Kirchenordnung  

Idee: 
Einzelfallregelungen und Detailregelungen werden systematisch aus der 
Kirchenordnung entfernt. Dabei soll geprüft werden, ob die Regelung grund-
sätzlich noch sinnvoll und notwendig ist (und damit in ggf. anderer Form auf-
rechterhalten wird) oder ob es eigentlich dazu keinen Regelungsbedarf 
mehr gibt. Priorität haben dabei die Regelungen, die derzeit einen hohen 
Aufwand verursachen. 

Ziel: 
Die Kirchenordnung entspricht hinsichtlich Sprache, Inhalt und Umfang ei-
ner Grundordnung. Ggf. erforderliche Detailregelungen werden abhängig 
von ihrer Zielsetzung außerhalb der Kirchenordnung geregelt. 

Zeitraum: 
März 2018 – Januar 2019 (Grundsätze der Revision mit Bericht auf LS 
2019) 
Februar 2019 – Januar 2020 (Erster Durchgang Revision auf Basis be-
schlossener Grundsätze einschl. Folgen- und Risikoabschätzung) 
Februar 2020 – Januar 2021 (Finale Überarbeitung der Kirchenordnung) 
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3. Was benötigt eine schrumpfende Kirche als Kirche des Ehrenamtes? 

Idee: 
Die schrumpfende Kirche wird zunehmend eine Kirche des Ehrenamtes. 
Dabei muss sichergestellt sein, dass es einerseits eine funktionierende Kir-
che bleibt und andererseits mit den verfügbaren Ressourcen „verwaltet“ 
werden kann. Der Denkansatz sollte dabei von der „angemessenen“ Aus-
stattung einer Kirche des Ehrenamtes ausgehen. Dies bezieht sich auf 
rechtliche Grundlagen, Strukturen, Aufgaben und ist auf die Leistungsfähig-
keit der haupt- und vor allem ehrenamtlich Tätigen abzustimmen. 

Zur weiteren Vertiefung wird eine Veranstaltung mit Presbyterinnen und 
Presbytern durchgeführt, um die Sicht der Gemeinde verstärkt einzubezie-
hen. 

Ziel: 
Eine Kirche des Ehrenamtes ist lebens- und leistungsfähig. Die Idee für eine 
„angemessene“ Ausstattung“ ist in einfacher Form beschrieben. Es schlie-
ßen sich hierzu ggf. weitere Projekte an. 

Zeitraum: 
Januar 2018 – Januar 2019 (Bericht auf LS 2019 einschl. Vorschlag zur 
Weiterarbeit) 
 

4.  Gesetzesumfang minimieren (z.B. Streichen von Gesetzen und restrik-
tive Neuentwicklung) 

Idee: 
Für neue Regelungssachverhalte wird ein Verfahren beschrieben, das über 
die Zielsetzung des Anliegens Alternativen auf Basis einer Folgenabschät-
zung und Risikobewertung ermöglicht. Grundsätzlich sollten Gesetze durch 
klare Leitlinien ersetzt werden, die einen Ermessens- und Handlungskorri-
dor öffnen, um den unterschiedlichen Bedarfen in den Kirchenkreisen und -
gemeinden Rechnung zu tragen. Sofern weitere Regelungen zur Ausgestal-
tung erforderlich sind, werden diese mittels Verordnungen gestaltet. 

Gesetze und Verordnungen werden auf ihre Aktualität, Notwendigkeit und 
den daraus resultierenden (Verwaltungs-)Aufwand untersucht und ggf. ge-
strichen oder deutlich vereinfacht. Dabei sollen auch die Risiken bei einer 
Streichung und Vereinfachung bewertet werden. 

Ziel: 

 Ein Prozess für neue Regelungssachverhalte ist beschrieben und um-
gesetzt. 

 Neue Gesetze werden nur beschlossen, wenn sie allgemeingültig (und 
nicht nur für den Einzelfall) und zur Zielerreichung notwendig sind, d.h. 
alternative Lösungswege zum Erreichen eines Anliegens sind stärker im 
Fokus. 

 Die Rechtssammlung ist im Umfang deutlich reduziert. Priorität sollten 
Gesetze und VO haben, die viel Aufwand verursachen.  
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Zeitraum: 
Januar 2018 – Januar 2019 (Entwicklung Regelungsprozess; Vorschlag zur 
systematischen Durchsicht und Bewertung von Gesetzesvorhaben und / 
oder bestehenden Gesetzen) 
Februar 2019 – Januar 2020 (Erste Bereinigungsphase der Rechtssamm-
lung) 
 

5. Tarifrecht: Ist der Dritte Weg noch zu halten? 

Idee: 
Kirchenpolitische Auseinandersetzung mit dem Dritten Weg als Besonder-
heit im kirchlichen Arbeitsrecht. Beantwortet werden muss die Frage, wel-
cher Nutzen des Dritten Weges den zusätzlichen Aufwand (auf allen Ebe-
nen) rechtfertigt. 

Ziel: 
Der Aufwand bei der Umsetzung von Regelungen im Tarifrecht ist deutlich 
reduziert. Es sind vermehrt staatliche Regelungen in der Anwendung. 

Zeitraum: 
Januar 2018 – Januar 2019 (Kirchenpolitische Grundsatzentscheidung auf 
LS 2019 zum Dritten Weg) 
 

6. Unterschiede wahrnehmen / Differenzierte Lösungen suchen 

Idee: 
Die Evangelische Kirche im Rheinland ist eine Kirche der unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten und Leistungsfähigkeiten. Das ist sowohl in den Grö-
ßenunterschieden der Kirchenkreise und –gemeinden als auch in ihrer regi-
onalen Struktur als auch in ihren unterschiedlichen Bekenntnissen, Traditio-
nen und Kulturen und nicht zuletzt der unterschiedlichen Ressourcenver-
fügbarkeit (z.B. Finanzen, Personal) begründet. Auf alle diese Besonderhei-
ten und Einzelfälle einzugehen, wäre nicht zielführend. Dennoch ist es sinn-
voll, bei einzelnen Vorhaben und Regelungen unterschiedliche Umfänge, 
Detailgrade und Umsetzungsgeschwindigkeiten vorzusehen. Hierbei könn-
ten Kategorien, die ein inhaltliche (und ggf. zeitliche Abstufung) vorsehen 
eingeführt werden. Die Kategorien werden dann je Sachverhalt zugeordnet. 
Bei Maßnahmen, die von allen gleichzeitig und in gleichem Umfang umge-
setzt werden sollten, ist das Risiko bei Abweichungen zu beschreiben, um 
bewusste Entscheidungen treffen zu können.  

Ein Zusammenwirken mit dem Projekt „Gemeindeformen“ ist dabei stets im 
Blick. 

Ziel: 
Die individuellere Regelung ermöglicht „vor Ort“ mehr Zeit und Raum für 
„Kirche sein“. Der Anteil des Verwaltungsaufwandes ist deutlich reduziert. 

Zeitraum: 
Januar 2018 – Januar 2019 (Beschreibung der Kriterien / Kategorien und 
der Sachverhalte, für die es differenzierte Regelungen geben soll) 
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7. Themen, die weiterhin begleitet, aber nicht als „eigene“ Themen weiter 

verfolgt werden, sondern federführend von Dezernaten oder beste-
henden Arbeitsgruppen aufgegriffen sind / werden: 

 „Kirchenkreis ohne Aufsicht“: 
von der AG Leichtes Gepäck bereits gestartet und als Gradmesser für 
die Möglichkeiten Aufsicht - insbesondere bei Genehmigungsvorbehal-
ten – zu  reduzieren und Themenbereiche zu identifizieren, in denen 
Handeln und Entscheiden ohne Aufsicht möglich ist. 
 Die Ergebnisse fließen unmittelbar in die Teilprojekte 1 und 4 mit ein. 

 KF-VO und NKF:  
mit dem Ziel: einfache Verordnung, einfache Handhabung  
 Wird in der AG Revision KF-VO bearbeitet 

 Stellenbewertungsverfahren als einfaches und kontinuierlich angepass-
tes Verfahren 
 Beauftragung des Dezernates 2.1 mit der Überarbeitung und Optimie-

rung des Verfahrens 

 Finanzen und deren Verteilung in der EKiR 

Impuls aus der AG Leichtes Gepäck: 
Das kirchliche Finanz- und Umlagewesen und der übersynodale Fi-
nanzausgleich sollen einer kleiner werdenden Kirche angepasst  wer-
den, damit die Arbeit vor Ort und der dienende Charakter der EKiR ge-
stärkt wird. 
Viele Gemeinden nehmen wahr, dass Umlagen für den kirchlichen 
Overhead, für kirchliche Verwaltung und das Finanzwesen in ihrer Höhe 
steigen oder gleich bleiben. Gleichzeitig sinken die finanziellen Möglich-
keiten kirchliches Leben vor Ort zu gestalten. 
Unabhängig vom Trennscharfen Religionsmerker ist das System des Fi-
nanzausgleichs (inner- und übersynodal) vereinfacht und der korres-
pondierende Verwaltungsaufwand auf allen Ebenen deutlich reduziert. 
 Impuls wird in den Prozess zur Neuordnung der Kirchensteuervertei-

lung weitergegeben. 

 Zentrale ZGAST: 
mit dem Ziel: Synergieeffekte bei der zentralen Bearbeitung der Bezü-
geverwaltung sind genutzt. Die örtlichen Personalverwaltungen sind 
deutlich entlastet; eine Personalsachberarbeitung ist weiterhin dezentral 
möglich und gewollt.  
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B. Themenfeld „Kommunikation & Gemeinschaft“  
 

1. Kommunikation als theologisches Anliegen und praktische Aufgabe 

Idee: 
Das Selbstverständnis einer Kirche auf drei „Ebenen“ ist abhängig von der 
Kommunikation der Ebenen miteinander sowie des voneinander Redens. 
Dazu gehört auch die Kommunikation von Entscheidungen in alle Ebenen 
hinein. Die Herausforderung ist dabei die Gemeinschaft innerhalb einer 
presbyterial-synodalen Ordnung. Das Gelingen des Gemeinsamen hängt im 
Wesentlichen vom Selbstverständnis und dem Bewusstsein der Rolle der 
Organisationseinheit innerhalb der Gesamtorganisation ab. Gemeinsam 
entscheiden, Entscheidungen miteinander (er)tragen und die eine Kirche 
gestalten. 

Ziel: 
Die Gemeinschaft aller Ebenen ist deutlich zu erkennen. Der Begriff „Ebene“ 
hat eine hierarchie-unabhängige Bedeutung. 

Zeitraum: 
Das Teilprojekt betrifft alle Teilprojekte unter A. und ist an deren Zeitplanung 
auszurichten. Der LS 2019 wird berichtet. 
 

2. Kommunikation im engeren Sinne als Teil der „Dienstleistung“ 

Idee: 
In vielen Prozessen und Projekten, die von der Verwaltung umgesetzt und 
gesteuert werden, ist die Kommunikation zentraler Bestandteil, wird jedoch 
häufig als „notwendiges Übel“ betrachtet. Fehlende Rückmeldungen und 
Unerreichbarkeiten sowie widersprüchliche Aussagen erzeugen Frust bei al-
len Beteiligten. Zudem sind Zuständigkeiten und Bearbeitungsstände bei 
„Antragstellern“ häufig unklar und können zu langen „Brieffreundschaften“ 
führen. Daher sind neben den Inhalten auch für die Kommunikation in allen 
Prozessen Standards zu beschreiben, die den Beteiligten eine unabhängige 
Information ermöglichen. 
Vorgesehen wird hier auch eine Veranstaltung (Workshop / Training) für die 
Mitarbeitenden zur Vergewisserung der Zielrichtung und Haltung im Sine ei-
ner transparenten und dienstleistungsorientierten Kommunikation („Ich tue, 
was ich sage und sage, was ich tue.“) 

Ziel: 
Geordnete und zielgerichtete Kommunikation ist wesentlicher Bestandteil 
der Zusammenarbeit. Es sind Standards beschrieben oder Systeme entwi-
ckelt, die die Kommunikation in Prozessen unterstützen. Es gibt eine akzep-
tierte Feedback-Kultur und ein Beschwerdemanagement. 

Zeitraum: 
Januar 2018 – Januar 2019 (als Einzelprojekt sowie Bestandteil bei allen 
Teilprojekten unter A.) 
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3. Kommunikation als Marketingmaßnahme 

Idee: 
In vielen Fällen gelingt es nur bedingt, dass Ziele und Nutzen von Maßnah-
men und Entscheidungen bei allen Beteiligten ankommen. Das liegt einer-
seits daran, dass die Beteiligten nicht immer klar definiert / analysiert sind 
und andererseits am Bedarf vorbei kommuniziert wird. Daher ist es notwen-
dig, die Kommunikation (?) bei Prozessen und Projekten zu beachten und 
rechtzeitig zielgruppengerecht zu informieren. Auch Entwicklungen und Zwi-
schenergebnisse könnten „werbewirksam“ berichtet und damit die Akzep-
tanz erhöht werden. Dabei sollte zusammen mit dem Kommunikationsde-
zernat des Landeskirchenamtes eine Kommunikationsstrategie entwickelt 
und umgesetzt werden. Auch die Zwischen-Ergebnisse der AG Leichtes 
Gepäck sowie der Teilprojekte können neben der Vorstellung in den einzel-
nen Gremien auch „in Form“ gebracht und kommuniziert werden. 
Angedacht sind hierbei z.B. die Medien Intranet, EKiR.info, Landessynode. 

Ziel: 
Bei der Planung und Umsetzung von Projekten sowie von Entscheidungen 
sind die Zielgruppen und Beteiligten bekannt. Kommunikation ist fester Be-
standteil bei Umsetzungsplanungen. 

Zeitraum: 
September 2017 – Januar 2019 (als Einzelprojekt sowie Bestandteil bei al-
len Teilprojekten unter A.) 
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C. Prüfaufträge  
 
Hier folgt eine Sammlung der noch offenen Prüfaufträge, die nicht zwingend in 
einem Teilprojekt behandelt werden, sich aber aus den Rückmeldungen und 
Gesprächen als sinnvoll erweisen. 
 

 Verteilung der Pfarrerinnen und Pfarrer, Kooperationen und Zuordnung er-
leichtern; z.B. Pfarramtliche Verbindung 

 

 Steuerungsmöglichkeiten für den KSV verbessern 
 

 Datenmanagementsystem 
 

 Kirchliche Verwaltungsausbildung 
 

 Kollektenwesen 
 

 Beihilfe – Aufwand für Widerspruchsbearbeitung 
 

 Dienstwohnungsvergütung (Ungleichbehandlung) 
 

 Formate in den KG funktionieren nicht mehr 
 

 Pfarrwahl vereinfachen 
 

 Soll die Anzahl der Theologinnen und Theologen sowie der stellvertreten-
den Mitglieder im KSV reduziert werden? Es gibt Kirchenkreise, die wün-
schen eine Verkleinerung der Anzahl (siehe Antrag der KS Düsseldorf-
Mettmann an die Landessynode 2015). Es gibt aber auch Kirchenkreise, in 
denen die Stellvertretungen an allen Sitzungen des KSV teilnehmen und 
des Bestreben besteht, die Arbeit des KSV auf möglichst viele Personen zu 
verteilen. Die Lösung könnte darin bestehen, die starre Regelung aufzuhe-
ben und der Kreissynode zu überlassen. Hinsichtlich der Stellvertretungen 
sollte auch eine Poollösung geprüft werden. 

 


